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Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Umwandlungssteuerrechts 

A. Problem 

Mit diesem Gesetz werden die steuerrechtlichen Vorschriften an 
die im Entwurf eines Gesetzes zur Bereinigung des Umwandlungs-
rechts vorgesehene umfassende Reform des Umwandlungsrechts 
angepaßt und steuerliche Hemmnisse bei der Umstrukturierung 
von Unternehmen beseitigt. 

B. Lösung 

Es werden Möglichkeiten eröffnet, Umstrukturierungen von Unter-
nehmen stärker als bisher steuerneutral zu gestalten. So ist 
abweichend vom geltenden Umwandlungssteuergesetz eine 
steuerneutrale Verschmelzung von Körperschaften auf Personen-
gesellschaften und natürliche Personen vorgesehen. Die handels-
rechtlich allgemein vorgesehene Spaltung von Körperschaften soll 
zukünftig ebenfalls steuerneutral zugelassen werden. Die Mög-

lichkeit der Übertragung nicht verbrauchter Verluste der übertra-
genden Gesellschaft auf die übernehmende Gesellschaft wird 
erweitert. 

C. Alternativen 

Keine 

D. Kosten 

Finanzielle Auswirkungen des Gesetzes auf die Haushalte der 
Gebietskörperschaften ergeben sich nicht. 
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Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Umwandlungssteuerrechts 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes-
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Umwandlungssteuergesetz (UmwStG) 

ERSTER TEIL 

Allgemeine Vorschriften zu dem zweiten 
bis siebten Teil 

§1 

Anwendungsbereich des zweiten bis siebten Teils 

(1)Der zweite bis siebte Teil gilt nur für Umwand-
lungen im Sinne des § 1 des Umwandlungsgesetzes 
von Kapitalgesellschaften, eingetragenen Genossen-
schaften, eingetragenen Vereinen (§ 21 des Bürgerli-
chen Gesetzbuches), wirtschaftlichen Vereinen (§ 22 
des Bürgerlichen Gesetzbuches), genossenschaftli-
chen Prüfungsverbänden, Versicherungsvereinen auf 
Gegenseitigkeit sowie Körperschaften und Anstalten 
des öffentlichen Rechts. 

(2)Für die Verschmelzung im Sinne des § 2 des 
Umwandlungsgesetzes gelten der zweite, dritte sowie 
der sechste und siebte Teil, für die Vermögensüber-
tragung (Vollübertragung) im Sinne des § 174 Abs. 1 
des Umwandlungsgesetzes der dritte und sechste Teil 
sowie § 19. 

(3)Für den Formwechsel einer Kapitalgesellschaft 
in eine Personengesellschaft im Sinne des § 190 Abs. 1 
des Umwandlungsgesetzes gelten die §§ 14, 17 und 
18. 

(4) Für die Aufspaltung und die Abspaltung im 
Sinne des § 123 Abs. 1 und 2 des Umwandlungsgeset-
zes gelten der fünfte bis siebte Teil, für die der 
Aufspaltung und der Abspaltung entsprechenden 
Vorgänge der Vermögensübertragung (Teilübertra-
gung) im Sinne des § 174 Abs. 2 Nr. 1 und 2 des 
Umwandlungsgesetzes die §§ 15, 17 und 19. 

(5) Die Absätze 1 bis 4 gelten nur für Körperschaften, 
die nach § 1 des Körperschaftsteuergesetzes unbe-
schränkt steuerpflichtig sind. 

§ 2  

Steuerliche Rückwirkung 

(1) Das Einkommen und das Vermögen der übertra-
genden Körperschaft sowie der Übernehmerin sind so 
zu ermitteln, als ob das Vermögen der Körperschaft 
mit Ablauf des Stichtages der Bilanz, die dem Vermö-
gensübergang zugrunde liegt (steuerlicher Übertra-
gungsstichtag), ganz oder teilweise auf die Überneh

-

merin übergegangen wäre. Das gleiche gilt für die 
Ermittlung der Bemessungsgrundlagen bei der 
Gewerbesteuer. 

(2) Ist die Übernehmerin eine Personengesellschaft, 
so gilt Absatz 1 Satz 1 für das Einkommen und das 
Vermögen der Gesellschafter. 

(3) Soweit die Regelung des Absatzes 1 an dem auf 
den steuerlichen Übertragungsstichtag folgenden 
Feststellungszeitpunkt (§§ 21 bis 23 des Bewertungs-
gesetzes) oder Veranlagungszeitpunkt (§§ 15 bis 17 
des Vermögensteuergesetzes) zu einem höheren Ein-
heitswert des Betriebsvermögens oder des land- und 
forstwirtschaftlichen Vermögens oder zu einem höhe-
ren Gesamtvermögen führt, ist bei der Feststellung 
des Einheitswerts des Betriebsvermögens oder des 
land- und forstwirtschaftlichen Vermögens oder bei 
der Ermittlung des Gesamtvermögens ein entspre-
chender Betrag abzuziehen. 

ZWEITER TEIL 

Vermögensübergang auf eine Personengesell

-s

chaft oder auf eine natürliche Person 

§3 

Wertansätze in der steuerlichen Schlußbilanz 
der übertragenden Körperschaft 

Wird das Vermögen der übertragenden Körper-
schaft Betriebsvermögen der übernehmenden Perso-
nengesellschaft oder der übernehmenden natürlichen 
Person, können die Wirtschaftsgüter in der steuerli-
chen Schlußbilanz mit dem Buchwert oder einem 
höheren Wert angesetzt werden. Der Ansatz mit dem 
Buchwert ist auch zulässig, wenn in der Handelsbilanz 
das eingebrachte Betriebsvermögen nach handels-
rechtlichen Vorschriften mit einem höheren Wert 
angesetzt werden muß. Buchwert ist der Wert, der sich 
nach den steuerrechtlichen Vorschriften über die 
Gewinnermittlung ergibt. Die Teilwerte der einzelnen 
Wirtschaftsgüter dürfen nicht überschritten werden. 

§4 

Auswirkungen auf den Gewinn der übernehmenden 
Personengesellschaft 

(1) Die Personengesellschaft hat die auf sie überge-
gangenen Wirtschaftsgüter mit dem in der steuerli-
chen Schlußbilanz der übertragenden Körperschaft 
enthaltenen Wert zu übernehmen. 

(2) Die übernehmende Personengesellschaft tritt 
bezüglich der Absetzungen für Abnutzung, der erhöh-
ten Absetzungen, der Sonderabschreibungen, der 
Inanspruchnahme einer Bewertungsfreiheit oder 
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eines Bewertungsabschlags, der den steuerlichen 
Gewinn mindernden Rücklagen sowie der Anwen-
dung des § 6 Abs. 1 Nr. 2 Satz 2 und 3 des Einkom-
mensteuergesetzes in die Rechtsstellung der übertra-
genden Körperschaft ein. Das gilt nicht für einen 
verbleibenden Verlustabzug im Sinne des § 10 d 
Abs. 3 Satz 2 des Einkommensteuergesetzes. Ist die 
Dauer der Zugehörigkeit eines Wirtschaftsguts zum 
Betriebsvermögen für die Besteuerung bedeutsam, so 
ist der Zeitraum seiner Zugehörigkeit zum Betriebs-
vermögen der übertragenden Körperschaft der über-
nehmenden Personengesellschaft anzurechnen. 

(3) Sind die übergegangenen Wirtschaftsgüter in 
der steuerlichen Schlußbilanz der übertragenden Kör-
perschaft mit einem über dem Buchwert liegenden 
Wert angesetzt, sind die Absetzungen für Abnutzung 
bei der übernehmenden Personengesellschaft in den 
Fällen des § 7 Abs. 4 Satz 1 und Abs. 5 des Einkom-
mensteuergesetzes nach der bisherigen Bemessungs-
grundlage, in allen anderen Fällen nach dem Buch-
wert, jeweils vermehrt um den Unterschiedsbetrag 
zwischen dem Buchwert der einzelnen Wirtschaftsgü-
ter und dem Wert, mit dem die Körperschaft die 
Wirtschaftsgüter in der steuerlichen Schlußbilanz 
angesetzt hat, zu bemessen. 

(4) Infolge des Vermögensübergangs ergibt sich ein 
Übernahmegewinn oder Übernahmeverlust in Höhe 
des Unterschiedsbetrags zwischen dem We rt, mit dem 
die übergegangenen Wirtschaftsgüter zu überneh-
men sind und dem Buchwert der Anteile an der 
übertragenden Körperschaft. Der Buchwert ist der 
Wert, mit dem die Anteile nach den steuerrechtlichen 
Vorschriften über die Gewinnermittlung in einer für 
den steuerlichen Übertragungsstichtag aufzustellen-
den Steuerbilanz anzusetzen sind oder anzusetzen 
wären. Bei der Ermittlung des Übernahmegewinns 
oder des Übernahmeverlustes bleibt der Wert der 
übergegangenen Wirtschaftsgüter außer Ansatz, so-
weit er auf Anteile an  der übertragenden Körperschaft 
entfällt, die am steuerlichen Übertragungsstichtag 
nicht zum Betriebsvermögen der übernehmenden 
Personengesellschaft gehören. 

(5) Ein Übernahmegewinn erhöht sich und ein 
Übernahmeverlust verringert sich um die nach § 10 
Abs. 1 anzurechnende Körperschaftsteuer und um 
einen Sperrbetrag im Sinne des § 50 c des Einkom-
mensteuergesetzes, soweit die Anteile an  der übertra-
genden Körperschaft am steuerlichen Übertragungs-
stichtag zum Betriebsvermögen der übernehmenden 
Personengesellschaft gehören. 

(6) Verbleibt nach Anwendung des Absatzes 5 ein 
Übernahmeverlust, so sind die Wertansätze der über-
gegangenen Wirtschaftsgüter nach Absatz 1 in der 
Bilanz der Personengesellschaft einschließlich der 
Ergänzungsbilanzen für ihre Gesellschafter bis zu den 
Teilwerten der Wirtschaftsgüter aufzustocken. Ein 
darüber hinausgehender Betrag mindert den Gewinn, 
soweit er nicht als Anschaffungskosten der übernom-
menen immateriellen Wirtschaftsgüter einschließlich 
eines Geschäfts- oder Firmenwerts zu aktivieren ist. 
Für die Bemessung der Absetzungen für Abnutzung 
gilt Absatz 3 entsprechend.  

§5 

Auswirkungen auf den Gewinn der übernehmenden 
Personengesellschaft in Sonderfällen 

(1) Hat die übernehmende Personengesellschaft 
Anteile an  der übertragenden Körperschaft nach dem 
steuerlichen Übertragungsstichtag angeschafft oder 
findet sie einen Anteilseigner ab, so ist ihr Gewinn so 
zu ermitteln, als hätte sie die Anteile an  diesem 
Stichtag angeschafft. 

(2) Anteile an der übertragenden Körperschaft im 
Sinne des § 17 des Einkommensteuergesetzes, die an 

 dem steuerlichen Übertragungsstichtag nicht zu 
einem Betriebsvermögen eines unbeschränkt steuer-
pflichtigen Gesellschafters der übernehmenden Per-
sonengesellschaft gehören, gelten für die Ermittlung 
des Gewinns als an diesem Stichtag in das Betriebs-
vermögen der Personengesellschaft mit den Anschaf-
fungskosten eingelegt. 

(3) Gehören an dem steuerlichen Übertragungs-
stichtag Anteile an  der übertragenden Körperschaft 
zum inländischen Betriebsvermögen eines Gesell-
schafters der übernehmenden Personengesellschaft, 
so ist der Gewinn so zu ermitteln, als seien die Anteile 
an diesem Stichtag 

a) zum Buchwert oder 

b) zu den Anschaffungskosten, wenn die Anteile 
innerhalb der letzten fünf Jahre vor dem steuerli-
chen Übertragungsstichtag in ein Betriebsvermö-
gen eingelegt worden sind, 

in das Betriebsvermögen der Personengesellschaft 
überführt worden. Anteile an  der übertragenden Kör-
perschaft, die innerhalb der letzten fünf Jahre vor dem 
steuerlichen Übertragungsstichtag in das Betriebsver-
mögen der übernehmenden Personengesellschaft 
eingelegt worden sind, gelten ebenfalls als mit den 
Anschaffungskosten eingelegt. 

(4) Einbringungsgeborene Anteile an einer Kapital-
gesellschaft im Sinne des § 21 gelten als an  dem 
steuerlichen Übertragungsstichtag in das Betriebsver-
mögen der Personengesellschaft mit den Anschaf-
fungskosten eingelegt. 

§6 

Gewinnerhöhung durch Vereinigung 
von Forderungen und Verbindlichkeiten 

(1) Erhöht sich der Gewinn der übernehmenden 
Personengesellschaft dadurch, daß der Vermögens-
übergang zum Erlöschen von Forderungen und Ver-
bindlichkeiten zwischen der übertragenden Körper-
schaft und der Personengesellschaft oder zur Auflö-
sung von Rückstellungen führt, so darf die Personen-
gesellschaft insoweit eine den steuerlichen Gewinn 
mindernde Rücklage bilden. 

(2) Vorbehaltlich des Absatzes 3 ist die Rücklage in 
den auf ihre Bildung folgenden drei Wirtschaftsjahren 
mit mindestens je  einem Drittel gewinnerhöhend 
aufzulösen. 
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(3) Ist die Rücklage auf Grund der Vereinigung 
einer vor dem 1. Januar 1955 entstandenen Darlehns-
forderung im Sinne des § 7 c des Einkommensteuer-
gesetzes mit der Darlehnsschuld gebildet worden, so 
ist die Rücklage in den auf ihre Bildung folgenden 
Wirtschaftsjahren mindestens in Höhe der Tilgungs-
beträge gewinnerhöhend aufzulösen, die ohne den 
Vermögensübergang nach dem Darlehnsvertrag in 
dem jeweiligen Wirtschaftsjahr zu erbringen gewesen 
wären. Der aufzulösende Be trag darf 10 vom Hundert 
der Rücklage nicht unterschreiten. Satz 1 gilt entspre-
chend, wenn die Rücklage auf Grund der Vereinigung 
einer Darlehnsforderung im Sinne der bis zum 31. De-
zember 1954 anzuwendenden Fassung des § 7 d Abs. 2 
des Einkommensteuergesetzes in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 28. Dezember 1950 (BGBl. 
1951 I S. 1), zuletzt geändert durch das Gesetz zur 
Änderung steuerrechtlicher Vorschriften und zur 
Sicherung der Haushaltsführung vom 24. Juni 1953 
(BGBl. I S. 413), mit der Darlehnsschuld gebildet 
worden ist. 

(4) Vereinigt sich infolge des Vermögensübergangs 
eine nach dem 31. Dezember 1954 entstandene Dar-
lehnsforderung im Sinne des § 7 c des Einkommen-
steuergesetzes mit der Darlehnsschuld, so ist § 7 c 
Abs. 5 des Einkommensteuergesetzes nicht anzuwen-
den. 

(5) Vereinigt sich infolge des Vermögensübergangs 
eine Darlehnsforderung im Sinne des § 17 des Berlin-
förderungsgesetzes 1990 mit der Darlehnsschuld, so 
ist Absatz 3 Satz 3 dieser Vorschrift mit der Maßgabe 
anzuwenden, daß die Steuerermäßigung mit soviel 
Zehnteln unberührt bleibt, als seit der Hingabe des 
Darlehns bis zum steuerlichen Übertragungsstichtag 
volle Jahre verstrichen sind. Satz 1 gilt entsprechend 
für Darlehnsforderungen im Sinne des § 16 des 
Berlinförderungsgesetzes 1990 mit der Maßgabe, daß 
bei Darlehen, die vor dem 1. Januar 1970 gegeben 
worden sind, an  die Stelle von einem Zehntel ein 
Sechstel, bei Darlehen, die nach dem 31. Dezember 
1969 gegeben worden sind, an die Stelle von einem 
Zehntel ein Achtel tritt. 

(6) Die Absätze 1 bis 5 gelten entsprechend, wenn 
sich der Gewinn eines Gesellschafters der überneh-
menden Personengesellschaft dadurch erhöht, daß 
eine Forderung oder Verbindlichkeit der übertragen-
den Körperschaft auf die Personengesellschaft über-
geht oder daß infolge des Vermögensübergangs eine 
Rückstellung aufzulösen ist. Satz 1 gilt nur für Gesell-
schafter, die im Zeitpunkt der Eintragung des 
Umwandlungsbeschlusses in das Handelsregister an 

 der Personengesellschaft beteiligt sind. 

§7 

Ermittlung der Einkünfte 
nicht wesentlich beteiligter Anteilseigner 

Haben Anteile an der übertragenden Körperschaft 
im Zeitpunkt des Vermögensübergangs zum Privat-
vermögen eines Gesellschafters der übernehmenden 
Personengesellschaft gehört, der nicht wesentlich im 

Sinne des § 17 des Einkommensteuergesetzes betei-
ligt war, so sind ihm 

1. der Teil des für Ausschüttungen verwendbaren 
Eigenkapitals der übertragenden Körperschaft mit 
Ausnahme des Teilbetrags im Sinne des § 30 Abs. 2 
Nr. 4 des Körperschaftsteuergesetzes, der dem 
Verhältnis des Nennbetrags der Anteile zur 
Summe der Nennbeträge aller Anteile an der 
übertragenden Körperschaft entspricht, und 

2. die nach § 10 Abs. 1 anzurechnende Körperschaft-
steuer 

als Einkünfte aus Kapitalvermögen zuzurechnen. 

§8 

Vermögensübergang auf eine Personengesellschaft 
ohne Betriebsvermögen 

(1) Wird das übergehende Vermögen nicht 
Betriebsvermögen der übernehmenden Personenge-
sellschaft, so sind die infolge des Vermögensüber-
gangs entstehenden Einkünfte bei den Gesellschaf-
tern der Personengesellschaft zu ermitteln. § 4 Abs. 2 
und 3, § 5 Abs. 1 und § 7 gelten entsprechend. 

(2) In den Fällen des Absatzes 1 sind § 17 Abs. 3, § 22 
Nr. 2 und § 34 Abs. 1 des Einkommensteuergesetzes 
nicht anzuwenden. Ein Veräußerungsgewinn im 
Sinne des § 17 Abs. 4 des Einkommensteuergesetzes 
erhöht sich um die nach § 10 Abs. 1 anzurechnende 
Körperschaftsteuer. 

§9 

Entsprechende Anwendung von Vorschriften beim 
Vermögensübergang auf eine natürliche Person 

(1) Wird das Vermögen der übertragenden Körper-
schaft Betriebsvermögen einer natürlichen Person, so 
sind die §§ 4 bis 6 Abs. 5 entsprechend anzuwen-
den. 

(2) Wird das Vermögen der übertragenden Körper-
schaft Privatvermögen einer natürlichen Person, so 
sind § 4 Abs. 2 Satz 1 und 2 und Abs. 3 sowie § 5 Abs. 1 
und § 8 Abs. 2 sinngemäß anzuwenden. 

§ 10 

Körperschaftsteueranrechnung 

(1) Die Körperschaftsteuer, die auf den Teilbeträgen 
des für Ausschüttungen verwendbaren Eigenkapitals 
der übertragenden Körperschaft im Sinne des § 30 
Abs. 1 Nr. 1 und 2 des Körperschaftsteuergesetzes 
lastet, ist vorbehaltlich des Absatzes 2 auf die Einkom-
mensteuer oder Körperschaftsteuer der Gesellschafter 
der übernehmenden Personengesellschaft oder auf 
die Einkommensteuer der übernehmenden natürli-
chen Person anzurechnen. 

(2) Die Anrechnung von Körperschaftsteuer ist bei 
Anteilseignern ausgeschlossen, bei denen der antei- 
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lige Übernahmegewinn oder die Einkünfte im Sinne 
der §§. 7, 8 oder 9 Abs. 2 nicht der Einkommensteuer 
oder der Körperschaftsteuer unterliegen. 

DRITTER TEIL 

Verschmelzung oder Vermögensübertragung 
(Vollübertragung) auf eine andere Körperschaft 

§ 11 

Auswirkungen auf den Gewinn der übertragenden 
Körperschaft 

(1) In der steuerlichen Schlußbilanz für das letzte 
Wirtschaftsjahr der übertragenden Körperschaft kön-
nen die übergegangenen Wirtschaftsgüter insgesamt 
mit dem Wert angesetzt werden, der sich nach den 
steuerrechtlichen Vorschriften über die Gewinner-
mittlung ergibt, soweit 

1. sichergestellt ist, daß die in dem übergegangenen 
Vermögen enthaltenen sti llen Reserven später bei 
der übernehmenden Körperschaft der Körper-
schaftsteuer unterliegen und 

2. eine Gegenleistung nicht gewährt wird oder in 
Gesellschaftsrechten besteht. 

Der Ansatz eines höheren Wertes ist zulässig. Die 
Teilwerte der einzelnen Wirtschaftsgüter dürfen nicht 
überschritten werden. 

(2) Liegen die in Absatz 1 genannten Voraussetzun-
gen nicht vor, sind die übergegangenen Wirtschafts-
güter mit dem Wert der für die Übertragung gewähr-
ten Gegenleistung anzusetzen. Wird eine Gegenlei-
stung nicht gewährt, sind die Wirtschaftsgüter mit 
dem Teilwert anzusetzen. 

§ 12 

Auswirkungen auf den Gewinn 
der übernehmenden Körperschaft 

(1) Für die Übernahme der übergegangenen Wirt-
schaftsgüter gilt § 4 Abs. 1 entsprechend. Beim Ver-
mögensübergang von einer steuerfreien auf eine 
steuerpflichtige Körperschaft sind die übergegange-
nen Wirtschaftsgüter abweichend von § 4 Abs. 1 mit 
dem Teilwert anzusetzen. 

(2) Bei der Ermittlung des Gewinns der überneh-
menden Körperschaft bleibt ein Gewinn oder ein 
Verlust in Höhe  des Unterschieds zwischen dem 
Buchwert der Anteile (§ 4 Abs. 4 Satz 2) und dem Wert, 
mit dem die übergegangenen Wirtschaftsgüter zu 
übernehmen sind, außer Ansatz. Übersteigen die 
tatsächlichen Anschaffungskosten den Buchwert der 
Anteile an der übertragenden Körperschaft, so ist der 
Unterschiedsbetrag dem Gewinn der übernehmen-
den Körperschaft hinzuzurechnen. Die Hinzurech-
nung unterbleibt, soweit eine Gewinnminderung, die 
sich durch den Ansatz der Anteile mit dem niedrige-
ren Teilwert ergeben hat, nach § 50 c des Einkommen-
steuergesetzes nicht anerkannt worden ist. Die Hinzu

-

rechnung darf den nach § 11 Abs. 2 ermittelten Wert 
des übernommenen Vermögens, vermindert um den 
Buchwert der Anteile, nicht übersteigen. Sind der 
übernehmenden Körperschaft an  dem steuerlichen 
Übertragungsstichtag nicht alle Anteile an der über-
tragenden Körperschaft zuzurechnen, so tritt bei der 
Anwendung des Satzes 3 an die Stelle des Werts des 
übernommenen Vermögens der Teil dieses Werts, der 
dem Verhältnis des Nennbetrags der Anteile der 
übernehmenden Körperschaft zu dem Nennbetrag 
aller Anteile an  der übertragenden Körperschaft ent-
spricht. 

(3) Die übernehmende Körperschaft tritt bezüglich 
der Absetzungen für Abnutzung, der erhöhten Abset-
zungen, der Sonderabschreibungen, der Inanspruch-
nahme einer Bewertungsfreiheit oder eines Bewer-
tungsabschlags, der den steuerlichen Gewinn min-
dernden Rücklagen sowie der Anwendung der Vor-
schriften des § 6 Abs. 1 Nr. 2 Satz 2 und 3 des 
Einkommensteuergesetzes sowie der Frist im Sinne 
des § 5 Abs. 2 des Gesetzes über steuerliche Maßnah-
men bei Erhöhung des Nennkapitals aus Gesell-
schaftsmitteln in die Rechtsstellung der übertragen-
den Körperschaft ein. Das gilt auch für einen verblei-
benden Verlustabzug im Sinne des § 10 d Abs. 3 Satz 2 
des Einkommensteuergesetzes unter der Vorausset-
zung, daß die übertragende Körperschaft ihren 
Geschäftsbetrieb im Zeitpunkt der Eintragung des 
Vermögensübergangs im Handelsregister noch nicht 
eingestellt hatte. 

(4) § 4 Abs. 2 Satz 3 und Abs. 3 sowie § 5 Abs. 1 gelten 
entsprechend. 

(5) Im Falle des Vermögensübergangs von einer 
Kapitalgesellschaft auf eine Körperschaft, deren Lei-
stungen bei den Empfängern nicht zu den Einnahmen 
im Sinne des § 20 Abs. 1 Nr. 1 oder 2 des Einkommen-
steuergesetzes gehören, sind der Körperschaft der 
Teil des für Ausschüttungen verwendbaren Eigenka-
pitals der übertragenden Kapitalgesellschaft mit Aus-
nahme des Teilbetrags im Sinne des § 30 Abs. 2 Nr. 4 
des Körperschaftsteuergesetzes, der dem Verhältnis 
des Nennbetrags der Anteile zur Summe der Nenn-
beträge a ller Anteile an  der übertragenden Kapitalge-
sellschaft entspricht, und die nach § 10 Abs. 1 anzu-
rechnende Körperschaftsteuer als Einkünfte zuzu-
rechnen. § 10 gilt entsprechend. Absatz 3 gilt in 
diesem Fall nicht für einen verbleibenden Verlustab-
zug im Sinne des § 10d Abs. 3 Satz 2 des Einkommen-
steuergesetzes. 

§ 13 

Besteuerung der Gesellschafter 
der übertragenden Körperschaft 

(1) Die Anteile an  der übertragenden Kapitalgesell-
schaft, die zu einem Betriebsvermögen gehören, gel-
ten als zum Buchwert veräußert und die an ihre Stelle 
tretenden Anteile als mit diesem Wert angeschafft. 
Satz 1 gilt entsprechend für Anteile an  sonstigen 
Körperschaften im Sinne des § 43 des Körperschaft-
steuergesetzes. 
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(2) Gehören Anteile an  der übertragenden Körper-
schaft nicht zu einem Betriebsvermögen und sind die 
Voraussetzungen des § 17 oder des § 23 des Einkom-
mensteuergesetzes erfüllt, treten an  die Stelle des 
Buchwerts die Anschaffungskosten. Die im Zuge des 
Vermögensübergangs gewährten Anteile gelten als 
Anteile im Sinne des § 17 des Einkommensteuerge-
setzes. Werden aus Anteilen, die die Voraussetzungen 
des § 17 des Einkommensteuergesetzes nicht erfüllen, 
Anteile im Sinne des § 17 des Einkommensteuerge-
setzes, gilt für diese Anteile der gemeine Wert am 
steuerlichen Übertragungsstichtag als Anschaffungs-
kosten. 

(3) Für einbringungsgeborene Anteile im Sinne des 
§ 21 gilt Absatz 2 entsprechend. Die erworbenen 
Anteile treten an die Stelle der hingegebenen 
Anteile. 

(4) In den Fällen der Absätze 1 und 3 ist § 50c des 
Einkommensteuergesetzes auch auf die Anteile anzu-
wenden, die an  die Stelle der Anteile an  der übertra-
genden Kapitalgesellschaft treten. 

VIERTER TEIL 

Formwechsel einer Kapitalgesellschaft 
in eine Personengesellschaft 

§ 14 

Entsprechende Anwendung von Vorschriften, 
Eröffnungsbilanz 

Im Falle des Formwechsels einer Kapitalgesell-
schaft in eine Personengesellschaft sind die §§ 3 bis 8 
und 10 entsprechend anzuwenden. Die Kapitalgesell-
schaft hat für steuerliche Zwecke auf den Zeitpunkt, in 
dem der Formwechsel wirksam wird, eine Übertra-
gungsbilanz, die Personengesellschaft eine Eröff-
nungsbilanz aufzustellen. Die Bilanzen nach Satz 2 
können auch für einen Stichtag aufgestellt werden, 
der höchstens acht Monate vor der Anmeldung des 
Formwechsels zur Eintragung in das H andelsregister 
liegt (Umwandlungsstichtag). 

FÜNFTER TEIL 

Aufspaltung, Abspaltung 
und Vermögensübertragung (Teilübertragung) 

§15 

Aufspaltung, Abspaltung und Teilübertragung 
auf andere Körperschaften 

(1) Geht Vermögen einer Körperschaft durch Auf-
spaltung oder Abspaltung oder durch Teilübertra-
gung auf andere Körperschaften über, gelten die §§ 11 
bis 13 vorbehaltlich des § 16 entsprechend, wenn auf 
die Übernehmerinnen ein Teilbetrieb übertragen 
wird. Im Falle der Abspaltung oder Teilübertragung 
muß das der übertragenden Körperschaft verblei-
bende Vermögen ebenfalls zu einem Teilbetrieb  

gehören. Als Teilbetrieb gilt auch ein Mitunterneh-
meranteil oder die Beteiligung an einer Kapitalgesell-
schaft, die das gesamte Nennkapital der Gesellschaft 
umfaßt. 

(2) Die übertragende Körperschaft hat eine Steuer-
bilanz auf den steuerlichen Übertragungsstichtag auf-
zustellen. 

(3) § 11 Abs. 1 ist auf Mitunternehmeranteile und 
Beteiligungen im Sinne des Absatzes 1 nicht anzu-
wenden, wenn sie innerhalb eines Zeitraums von fünf 
Jahren vor dem steuerlichen Übertragungsstichtag 
durch Übertragung von Wirtschaftsgütern, die kein 
Teilbetrieb sind, erworben oder aufgestockt worden 
sind. § 11 Abs. 1 ist ebenfalls nicht anzuwenden, wenn 
durch die Spaltung die Veräußerung an außenste-
hende Personen vollzogen wird. Das gleiche gilt, 
wenn durch die Spaltung die Voraussetzungen für 
eine Veräußerung geschaffen werden. Davon ist aus-
zugehen, wenn innerhalb von fünf Jahren nach dem 
steuerlichen Übertragungsstichtag Anteile an einer 
an  der Spaltung beteiligten Körperschaft, die mehr als 
10 vom Hundert der vor Wirksamwerden der Spaltung 
an  der Körperschaft bestehenden Anteile ausmachen, 
veräußert werden. Bei der Trennung von Gesellschaf-
terstämmen setzt die Anwendung des § 11 Abs. 1 
außerdem voraus, daß die Beteiligungen an der über-
tragenden Körperschaft mindestens fünf Jahre vor 
dem steuerlichen Übertragungsstichtag bestanden 
haben. 

(4) Ein verbleibender Verlustabzug im Sinne des 
§ 10 d Abs. 3 Satz 2 des Einkommensteuergesetzes ist 
vorbehaltlich des § 16 im Verhältnis der übergehen-
den Vermögensteile zu dem bei der übertragenden 
Körperschaft vor der Spaltung bestehenden Vermö-
gen aufzuteilen, wie es in der Regel in den Angaben 
zum Umtauschverhältnis der Anteile im Spaltungs-  
und Übernahmevertrag oder im Spaltungsplan (§ 126 
Abs. 1 Nr. 3, § 136 des Umwandlungsgesetzes) zum 
Ausdruck kommt. Entspricht das Umtauschverhältnis 
der Anteile nicht dem Verhältnis der übergehenden 
Vermögensteile zu dem bei der übertragenden Kör-
perschaft vor der Spaltung bestehenden Vermögen, 
ist das Verhältnis der gemeinen Werte der übergehen-
den Vermögensteile zu dem vor der Spaltung vorhan-
denen Vermögen maßgebend. 

§ 16 

Aufspaltung oder Abspaltung 
auf eine Personengesellschaft 

Soweit Vermögen einer Körperschaft durch Auf-
spaltung oder Abspaltung auf eine Personengesell-
schaft übergeht, gelten die §§ 3 bis 8, 10 und 15 
entsprechend. Die Anwendung des § 10 gilt für den 
Teil der Teilbeträge des für Ausschüttungen verwend-
baren Eigenkapitals, die nach § 38 a Abs. 1 Satz 3 des 
Körperschaftsteuergesetzes die Eigenkapitalteile der 
übertragenden Kapitalgesellschaft mindern. Ein ver-
bleibender Verlustabzug der übertragenden Kapital-
gesellschaft mindert sich in dem Verhältnis, in dem 
das Vermögen auf eine Personengesellschaft über-
geht. 
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SECHSTER TEIL 

Barabfindung des Minderheitsgesellschafters 

§ 17 

Anwendung des § 6b 
des Einkommensteuergesetzes 

Wird ein Anteilseigner ganz oder teilweise in bar 
abgefunden und erhöht sich dadurch sein Gewinn, so 
ist auf Antrag § 6 b des Einkommensteuergesetzes mit 
der Maßgabe anzuwenden, daß die Sechsjahresfrist 
gemäß Absatz 4 Nr. 2 dieser Vorschrift entfällt. 

SIEBTER TEIL 

Gewerbesteuer 

§ 18 

Gewerbesteuer bei Vermögensübergang 
auf eine Personengesellschaft oder auf eine 
natürliche Person sowie bei Formwechsel 

in eine Personengesellschaft 

(1) Die §§ 3 bis 9, 14, 16 und 17 gelten bei 
Vermögensübergang auf eine Personengesellschaft 
oder auf eine natürliche Person sowie bei Formwech-
sel in eine Personengesellschaft vorbehaltlich des 
Absatzes 2 auch für die Ermittlung des Gewerbeer-
trags. Der maßgebende Gewerbeertrag der überneh-
menden Personengesellschaft oder natürlichen Per-
son kann nicht um die vortragsfähigen Fehlbeträge 
der übertragenden Körperschaft im Sinne des § 10a 
des Gewerbesteuergesetzes gekürzt werden. 

(2) Ein Übernahmegewinn ist nicht zu erfassen. 

(3) Auf übergegangene Renten und dauernde 
Lasten finden § 8 Nr. 2 und § 12 Abs. 2 Nr. 1 des 
Gewerbesteuergesetzes keine Anwendung. Satz 1 gilt 
nicht, wenn die Voraussetzungen für die Hinzurech-
nung nach den bezeichneten Vorschriften bereits bei 
der Körperschaft erfüllt waren. 

(4) Wird der Betrieb der Personengesellschaft oder 
der natürlichen Person innerhalb von fünf Jahren nach 
dem Vermögensübergang aufgegeben oder veräu-
ßert, unterliegt ein Auflösungs- oder Veräußerungs-
gewinn der Gewerbesteuer. 

§ 19 

Gewerbesteuer bei Vermögensübergang 
auf eine andere Körperschaft 

(1) Geht das Vermögen der übertragenden Körper-
schaft auf eine andere Körperschaft über, so gelten die 
§§ 11 bis 13, 15 und 17 auch für die Ermittlung des 
Gewerbeertrags. § 18 Abs. 3 ist entsprechend anzu-
wenden. 

(2) In Höhe der vortragsfähigen Fehlbeträge der 
übertragenden Körperschaft im Sinne des § 10a des 
Gewerbesteuergesetzes wird der maßgebende Ge-
werbeertrag der übernehmenden Körperschaft ge-
kürzt. Voraussetzung ist, daß die übertragende Kör-
perschaft ihren Geschäftsbetrieb noch nicht einge

-

stellt hatte. Die vortragsfähigen Fehlbeträge der über-
tragenden Kapitalgesellschaft mindern sich in dem 
Verhältnis, in dem das Vermögen auf eine Personen-
gesellschaft übergeht. 

ACHTER TEIL 

Einbringung eines Betriebs, Teilbetriebs 
oder Mitunternehmeranteils in eine 

Kapitalgesellschaft gegen Gewährung von 
Gesellschaftsanteilen 

§ 20 

Bewertung des eingebrachten Betriebsvermögens 
und der Gesellschaftsanteile 

(1) Wird ein Betrieb oder Teilbetrieb oder ein 
Mitunternehmeranteil in eine unbeschränkt körper-
schaftsteuerpflichtige Kapitalgesellschaft (§ 1 Abs. 1 
Nr. 1 des Körperschaftsteuergesetzes) eingebracht 
und erhält der Einbringende dafür neue Anteile an der 
Gesellschaft (Sacheinlage), so gelten für die Bewer-
tung des eingebrachten Betriebsvermögens und der 
neuen Gesellschaftsanteile die Absätze 2 bis 8. 

(2) Die Kapitalgesellschaft darf das eingebrachte 
Betriebsvermögen mit seinem Buchwert oder mit 
einem höheren Wert ansetzen. Der Ansatz mit dem 
Buchwert ist auch zulässig, wenn in der Handelsbil anz 
das eingebrachte Betriebsvermögen nach handels-
rechtlichen Vorschriften mit einem höheren Wert 
angesetzt werden muß. Der Buchwert ist der Wert, mit 
dem der Einbringende das eingebrachte Betriebsver-
mögen im Zeitpunkt der Sacheinlage nach den steu-
errechtlichen Vorschriften über die Gewinnermitt-
lung anzusetzen hat. Übersteigen die Passivposten 
des eingebrachten Betriebsvermögens die Aktivpo-
sten, so hat die Kapitalgesellschaft das eingebrachte 
Betriebsvermögen mindestens so anzusetzen, daß sich 
die Aktivposten und die Passivposten ausgleichen; 
dabei ist das Eigenkapital nicht zu berücksichtigen. 
Erhält der Einbringende neben den Gesellschaftsan-
teilen auch andere Wirtschaftsgüter, deren gemeiner 
Wert den Buchwert des eingebrachten Betriebsver-
mögens übersteigt, so hat die Kapitalgesellschaft das 
eingebrachte Betriebsvermögen mindestens mit dem 
gemeinen Wert der anderen Wirtschaftsgüter anzu-
setzen. Bei dem Ansatz des eingebrachten Betriebs-
vermögens dürfen die Teilwerte der einzelnen Wirt-
schaftsgüter nicht überschritten werden. 

(3) Die Kapitalgesellschaft hat das eingebrachte 
Betriebsvermögen mit seinem Teilwert anzusetzen, 
wenn das Besteuerungsrecht der Bundesrepublik 
Deutschland hinsichtlich des Gewinns aus einer Ver-
äußerung der dem Einbringenden gewährten Gesell-
schaftsanteile im Zeitpunkt der Sacheinlage ausge-
schlossen ist. 

(4) Der Wert, mit dem die Kapitalgesellschaft das 
eingebrachte Betriebsvermögen ansetzt, gilt für den 
Einbringenden als Veräußerungspreis und als An-
schaffungskosten der Gesellschaftsanteile. Soweit 
neben den Gesellschaftsanteilen auch andere Wirt-
schaftsgüter gewährt werden, ist deren gemeiner 
Wert bei der Bemessung der Anschaffungskosten der 
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Gesellschaftsanteile von dem sich nach Satz 1 erge-
benden Wert abzuziehen. 

(5) Auf einen bei der Sacheinlage entstehenden 
Veräußerungsgewinn ist § 34 Abs. 1 des Einkommen-
steuergesetzes anzuwenden, wenn der Einbringende 
eine natürliche Person ist. § 16 Abs. 4 des Einkommen-
steuergesetzes ist in diesem Fall nur anzuwenden, 
wenn die Kapitalgesellschaft das eingebrachte 
Betriebsvermögen mit dem Teilwert ansetzt. In den 
Fällen des Absatzes 3 kann die Einkommensteuer 
oder die Körperschaftsteuer, die auf den bei der 
Sacheinlage entstehenden Veräußerungsgewinn ent-
fällt, in jährlichen Teilbeträgen von mindestens je 
einem Fünftel entrichtet werden, wenn die Entrich-
tung der Teilbeträge sichergestellt ist. 

(6) Die Absätze 1 bis 4 gelten entsprechend für die 
Einbringung von Anteilen an einer Kapitalgesell-
schaft in eine andere Kapitalgesellschaft, wenn die 
übernehmende Gesellschaft auf Grund ihrer Beteili-
gung einschließlich der übernommenen Anteile nach-
weisbar unmittelbar die Mehrheit der Stimmrechte an 

 der Gesellschaft hat, deren Anteile eingebracht wer-
den. Handelt es sich bei der Kapitalgesellschaft, deren 
Anteile eingebracht werden, und bei der Kapitalge-
sellschaft, die die Anteile übernimmt, um in der 
Anlage bezeichnete Kapitalgesellschaften im Sinne 
des Artikels 3 der Richtlinie 90/434/EWG des Rates 
vom 23. Juli 1990 über das gemeinsame Steuersystem 
für Fusionen, Spaltungen, die Einbringung von Unter-
nehmensteilen und den Austausch von Anteilen, die 
Gesellschaften verschiedener Mitgliedstaaten betref-
fen (ABl. EG Nr. L 225 S. 1), so gilt für die Bewertung 
der Anteile, die die übernehmende Kapitalgesell-
schaft erhält, Absatz 2 Satz 1 bis 4 und 6 und für die 
Bewertung der Anteile, die der Einbringende von der 
übernehmenden Kapitalgesellschaft erhält, Absatz 4 
Satz 1 entsprechend. Abweichend von Absatz 4 Satz 1 
gilt in den Fällen des Satzes 2 für den Einbringenden 
der Teilwert der eingebrachten Anteile als Veräuße-
rungspreis, wenn das Besteuerungsrecht der Bundes-
republik Deutschland hinsichtlich des Gewinns aus 
einer Veräußerung der dem Einbringenden gewähr-
ten Gesellschaftsanteile im Zeitpunkt der Sacheinlage 
ausgeschlossen ist. Der Anwendung des Satzes 2 steht 
nicht entgegen, daß die übernehmende Kapitalgesell-
schaft dem Einbringenden neben neuen Anteilen eine 
zusätzliche Gegenleistung gewährt, wenn diese 
10 vom Hundert des Nennwerts oder eines an  dessen 
Stelle tretenden rechnerischen Werts der gewährten 
Anteile nicht überschreitet. In den Fällen des Satzes 4 
ist für die Bewertung der Anteile, die die überneh-
mende Kapitalgesellschaft erhält, auch Absatz 2 Satz 5 
und für die Bewertung der Anteile, die der Einbrin-
gende erhält, auch Absatz 4 Satz 2 entsprechend 
anzuwenden. In den Fällen der Sätze 1 und 2 gilt 
Absatz 5 entsprechend; Absatz 5 Satz 1 und 2 gilt 
jedoch nicht, wenn eine im Betriebsvermögen gehal-
tene Beteiligung an  einer Kapitalgesellschaft einge-
bracht wird, die nicht das gesamte Nennkapital der 
Gesellschaft umfaßt. 

(7) Wird die Sacheinlage durch Verschmelzung im 
Sinne des § 2 des Umwandlungsgesetzes vorgenom-
men, so gilt auf Antrag als Zeitpunkt der Sacheinlage 
der Stichtag, für den die Schlußbilanz jedes der  

übertragenden Rechtsträger im Sinne des § 17 Abs. 2 
des Umwandlungsgesetzes aufgestellt ist (steuerli-
cher Übertragungsstichtag). Dieser Stichtag darf 
höchstens acht Monate vor der Anmeldung der Ver-
schmelzung zur Eintragung in das Handelsregister 
liegen. Das Einkommen und das Vermögen des Ein-
bringenden und der Kapitalgesellschaft sind in die-
sem Fall  so zu ermitteln, als ob der Bet rieb mit Ablauf 
des steuerlichen Übertragungsstichtages in die Kapi-
talgesellschaft eingebracht worden wäre. Satz 3 gilt 
hinsichtlich des Einkommens und des Gewerbeer-
trags nicht für Entnahmen und Einlagen, die nach dem 
steuerlichen Übertragungsstichtag erfolgen. Die An-
schaffungskosten der Gesellschaftsanteile (Absatz 4) 
sind um den Buchwert der Entnahmen zu vermindern 
und um den sich nach § 6 Abs. 1 Nr. 5 des Einkom-
mensteuergesetzes ergebenden Wert der Einlagen zu 
erhöhen. Geht Vermögen einer Personenhandelsge-
sellschaft im Wege der Sacheinlage durch Aufspal-
tung, Abspaltung oder Ausgliederung im Sinne des 
§ 123 Abs. 1 bis 3 des Umwandlungsgesetzes auf eine 
Kapitalgesellschaft über, gelten die Sätze 1 bis 5 
entsprechend. Wird eine Sacheinlage nicht durch eine 
Verschmelzung oder Spaltung auf Grund handels-
rechtlicher Vorschriften vorgenommen, gelten Satz 1 
und die Sätze 3 bis 5 entsprechend. An die Stelle des 
Stichtages, für den die Schlußbilanz im Sinne des § 17 
Abs. 2 des Umwandlungsgesetzes aufgestellt ist, tritt 
der Tag des Abschlusses des Einbringungsvertrages. 
In diesen Fällen darf die Einbringung auf einen Tag 
zurückbezogen werden, der höchstens acht Monate 
vor dem Tag des Abschlusses des Einbringungsvertra-
ges liegt (Einbringungsstichtag). Wenn in dem Ein-
bringungsvertrag vorgesehen ist, daß das einge-
brachte Betriebsvermögen erst zu einem späteren 
Zeitpunkt auf die Kapitalgesellschaft übergehen soll, 
verschiebt sich der Einbringungsstichtag entspre-
chend. 

(8) Bringt eine unbeschränkt körperschaftsteuer-
pflichtige Kapitalgesellschaft (§ 1 Abs. 1 Nr. 1 des 
Körperschaftsteuergesetzes) einen Bet rieb oder Teil-
betrieb in eine inländische Betriebsstätte einer 
beschränkt körperschaftsteuerpflichtigen Kapitalge-
sellschaft ein, die die in der Anlage bezeichneten 
Voraussetzungen des Artikels 3 der in Absatz 6 Satz 2 
genannten Richtlinie erfüllt, und erhält sie dafür neue 
Anteile an  der übernehmenden Kapitalgesellschaft, 
so gelten für die Bewertung des eingebrachten 
Betriebsvermögens in der Betriebsstätte der überneh-
menden Kapitalgesellschaft und der neuen Anteile 
bei der einbringenden Kapitalgesellschaft Absatz 2 
Satz 1 bis 4 und 6, Absatz 4 Satz 1, Absatz 5 Satz 2 und 
Absatz 7 entsprechend. Satz 1 gilt auch, wenn die 
einbringende Kapitalgesellschaft nur steuerpflichtig 
ist, soweit sie einen wirtschaftlichen Geschäftsbetrieb 
unterhält, oder wenn die inländische Betriebsstätte 
der übernehmenden Kapitalgesellschaft erst durch 
die Einbringung des Bet riebs oder Teilbetriebs ent-
steht. Absatz 2 Satz 1 bis 4 und 6, Absatz 4 Satz 1, 
Absatz 5 Satz 2 und Absatz 7 gelten entsprechend für 
die Bewertung des eingebrachten Betriebsvermö-
gens, wenn eine in der Anlage bezeichnete 
beschränkt körperschaftsteuerpflichtige Kapitalge-
sellschaft im Sinne des Artikels 3 der in Absatz 6 Satz 2 
genannten Richtlinie ihre inländische Betriebsstätte 

 



Deutscher Bundestag — 12. Wahlperiode 	Drucksache 12/6885 

im Rahmen der Einbringung eines Betriebs oder 
Teilbetriebs in eine in der Anlage bezeichnete unbe-
schränkt oder beschränkt körperschaftsteuerpflich-
tige Kapitalgesellschaft im Sinne des Artikels 3 der in 
Absatz 6 Satz 2 genannten Richtlinie einbringt. 
Absatz 4 Satz 1 und Absatz 7 gelten entsprechend für 
den Wertansatz der neuen Anteile, wenn die unbe-
schränkt körperschaftsteuerpflichtige Kapitalgesell-
schaft im Rahmen der Einbringung eines Betriebs oder 
Teilbetriebs eine in einem anderen Mitgliedstaat der 
Europäischen Gemeinschaften belegene Betriebs-
stätte einbringt. 

§ 21 

Veräußerung der Gesellschaftsanteile 

(1) Werden Anteile an einer Kapitalgesellschaft 
veräußert, die der Veräußerer oder bei unentgeltli-
chem Erwerb der Anteile der Rechtsvorgänger durch 
eine Sacheinlage (§ 20 Abs. 1) erworben hat, so gilt der 
Betrag, um den der Veräußerungspreis nach Abzug 
der Veräußerungskosten die Anschaffungskosten 
(§ 20 Abs. 4) übersteigt, als Veräußerungsgewinn im 
Sinne des § 16 des Einkommensteuergesetzes. § 34 
Abs. 1 des Einkommensteuergesetzes ist anzuwen

-

den, wenn der Veräußerer eine natürliche Person ist. 
§ 16 Abs. 4 des Einkommensteuergesetzes ist in 
diesem Fall  mit der Maßgabe anzuwenden, daß sich 
der Freibetrag danach bemißt, ob die Sacheinlage 
einen ganzen Betrieb, einen Teilbetrieb oder einen 
Anteil am Betriebsvermögen umfaßt hat; der sich 
hiernach ergebende Freibetrag ist im Verhältnis der 
veräußerten Anteile zu den gesamten durch Sachein-
lage erworbenen Anteilen zu ermäßigen. Sind bei 
einer Sacheinlage nach § 20 Abs. 6 aus einem 
Betriebsvermögen nicht alle Anteile der Kapitalge-
sellschaft eingebracht worden, so sind § 16 Abs. 4 und 
§ 34 Abs. 1 des Einkommensteuergesetzes nicht 
anzuwenden. Führt der Tausch von Anteilen im Sinne 
des Satzes 1 wegen Nämlichkeit der hingegebenen 
und der erworbenen Anteile nicht zur Gewinnver-
wirklichung, so treten die erworbenen Anteile für die 
Anwendung der Sätze 1 bis 4 an  die Stelle der 
hingegebenen Anteile. 

(2) Die Rechtsfolgen des Absatzes 1 treten auch 
ohne Veräußerung der Anteile ein, wenn 

1. der Anteilseigner dies beantragt oder 

2. das Besteuerungsrecht der Bundesrepublik 
Deutschland hinsichtlich des Gewinns aus der 
Veräußerung der Anteile ausgeschlossen wird 
oder 

3. die Kapitalgesellschaft, an der die Anteile beste-
hen, aufgelöst und abgewickelt wird oder das 
Kapital dieser Gesellschaft herabgesetzt und an  die 
Anteilseigner zurückgezahlt wird, soweit die Rück-
zahlung nicht als Gewinnanteil gilt oder 

4. der Anteilseigner die Anteile verdeckt in eine 
Kapitalgesellschaft einlegt. 

Dabei tritt an  die Stelle des Veräußerungspreises der 
Anteile ihr gemeiner Wert. In den Fä llen des Satzes 1 
Nr. 1, 2 und 4 kann die auf den Veräußerungsgewinn 

entfallende Einkommen- oder Körperschaftsteuer in 
jährlichen Teilbeträgen von mindestens je einem 
Fünftel entrichtet werden, wenn die Entrichtung der 
Teilbeträge sichergestellt ist. Stundungszinsen wer-
den nicht erhoben. Bei einer Veräußerung von Antei-
len während des Stundungszeitraums endet die Stun-
dung mit dem Zeitpunkt der Veräußerung. Satz 5 gilt 
entsprechend, wenn während des Stundungszeit-
raums die Kapitalgesellschaft, an der die Anteile 
bestehen, aufgelöst und abgewickelt wird oder das 
Kapital dieser Gesellschaft herabgesetzt und an die 
Anteilseigner zurückgezahlt wird. 

(3) Ist der Veräußerer oder Eigner von Anteilen im 
Sinne des Absatzes 1 Satz 1 

1. eine juristische Person des öffentlichen Rechts, so 
gilt der Veräußerungsgewinn als Gewinn aus 
einem Betrieb gewerblicher Art dieser Körper-
schaft, 

2. persönlich von der Körperschaftsteuer befreit, so 
gilt diese Steuerbefreiung nicht für den Veräuße-
rungsgewinn. 

(4) Die Absätze 1 bis 3 sind nicht anzuwenden, wenn 
als Anschaffungskosten der Anteile der Teilwert des 
eingebrachten Betriebsvermögens maßgebend ist. 

§ 22 

Einlage der Gesellschaftsanteile 
in ein Betriebsvermögen 

(1) Werden Anteile an  einer Kapitalgesellschaft im 
Sinne des § 21 Abs. 1 in ein Betriebsvermögen 
eingelegt, so sind sie mit ihren Anschaffungskosten 
(§ 20 Abs. 4) anzusetzen. Ist der Teilwert im Zeitpunkt 
der Einlage niedriger, so ist dieser anzusetzen; der 
Unterschiedsbetrag zwischen den Anschaffungsko-
sten und dem niedrigeren Teilwert ist außerhalb der 
Bilanz vom Gewinn abzusetzen. 

(2) Absatz 1 ist nicht anzuwenden, wenn als 
Anschaffungskosten der Anteile der Teilwert des 
eingebrachten Betriebsvermögens maßgebend ist. 

§ 23 

Sonstige Auswirkungen der Sacheinlage 

(1) Setzt die Kapitalgesellschaft das eingebrachte 
Betriebsvermögen mit dem Buchwert (§ 20 Abs. 2 
Satz 2) an, so gelten § 4 Abs. 2 Satz 3 und § 12 Abs. 3 
entsprechend. 

(2) Setzt die Kapitalgesellschaft das eingebrachte 
Betriebsvermögen mit einem über dem Buchwert aber 
unter dem Teilwert liegenden Wert an, so gilt § 12 
Abs. 3 entsprechend mit der folgenden Maßgabe: 

1. Die Absetzungen für Abnutzung oder Substanzver-
ringerung nach § 7 Abs. 1, 4, 5 und 6 des Einkom-
mensteuergesetzes sind vom Zeitpunkt der Ein-
bringung an  nach den Anschaffungs- oder Herstel-
lungskosten des Einbringenden, vermehrt um den 
Unterschiedsbetrag zwischen dem Buchwert der 
einzelnen Wirtschaftsgüter und dem Wert, mit dem 
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die Kapitalgesellschaft die Wi rtschaftsgüter an-
setzt, zu bemessen. 

2. Bei den Absetzungen für Abnutzung nach § 7 
Abs. 2 des Einkommensteuergesetzes tritt im Zeit-
punkt der Einbringung an die Stelle des Buchwerts 
der einzelnen Wirtschaftsgüter der Wert, mit dem 
die Kapitalgesellschaft die Wirtschaftsgüter an

-setzt. 

(3) Setzt die Kapitalgesellschaft das eingebrachte 
Betriebsvermögen mit dem Teilwert an, so gelten die 
eingebrachten Wirtschaftsgüter als im Zeitpunkt der 
Einbringung von der Kapitalgesellschaft zum Teilwert 
angeschafft, wenn die Einbringung des Betriebsver-
mögens im Wege der Einzelrechtsnachfolge erfolgt. 
Setzt die Kapitalgesellschaft das eingebrachte Be-
triebsvermögen mit dem Teilwert an  und erfolgt die 
Einbringung des Betriebsvermögens im Wege der 
Gesamtrechtsnachfolge gemäß j 20 Abs. 7 Satz 1 bis 6, 
so gilt Absatz 2 entsprechend. 

(4) § 6 Abs. 1 bis 5 und § 18 Abs. 3 gelten 
entsprechend. 

(5) Bei Anteilen im Sinne des § 21 Abs. 1 Satz 1 treten 
beim Einbringenden die Rechtsfolgen des § 102 des 
Bewertungsgesetzes auch ein, wenn die zeitlichen 
Voraussetzungen dieser Vorschrift nicht erfüllt sind. 

NEUNTER TEIL 

Einbringung eines Betriebs, Teilbetriebs 
oder Mitunternehmeranteils in eine 

Personengesellschaft 

§ 24 

Einbringung eines Be triebs, Teilbetriebs 
oder Mitunternehmeranteils in eine 

Personengesellschaft 

(1) Wird ein Betrieb oder Teilbetrieb oder ein 
Mitunternehmeranteil in eine Personengesellschaft 
eingebracht und wird der Einbringende Mitunterneh-
mer der Gesellschaft, so gelten für die Bewertung 
des eingebrachten Betriebsvermögens die Absätze 2 
bis 4. 

(2) Die Personengesellschaft darf das eingebrachte 
Betriebsvermögen in ihrer Bilanz einschließlich der 
Ergänzungsbilanzen für ihre Gesellschafter mit sei-
nem Buchwert oder mit einem höheren Wert ansetzen. 
Buchwert ist der Wert, mit dem der Einbringende das 
eingebrachte Betriebsvermögen im Zeitpunkt der 
Einbringung nach den steuerrechtlichen Vorschriften 
über die Gewinnermittlung anzusetzen hat. Bei dem 
Ansatz des eingebrachten Betriebsvermögens dürfen 
die Teilwerte der einzelnen Wirtschaftsgüter nicht 
überschritten werden. 

(3) Der Wert, mit dem das eingebrachte Betriebsver-
mögen in der Bilanz der Personengesellschaft ein-
schließlich der Ergänzungsbilanzen für ihre Gesell-
schafter angesetzt wird, gilt für den Einbringenden als 
Veräußerungspreis. § 16 Abs. 4 und § 34 Abs. 1 des 
Einkommensteuergesetzes sind nur anzuwenden, 
wenn das eingebrachte Betriebsvermögen mit seinem 

Teilwert angesetzt wird. Auch in diesem Fall sind sie 
jedoch nicht anzuwenden, soweit der Einbringende 
selbst an  der Personengesellschaft beteiligt ist; inso-
weit gilt der durch die Einbringung entstehende 
Gewinn als laufender Gewinn. 

(4) § 23 gilt entsprechend. 

ZEHNTER TEIL 

Formwechsel einer Personenhandelsgesellschaft 
in eine Kapitalgesellschaft 

§ 25 

Entsprechende Anwendung des achten Teils 

Der achte Teil gilt in den Fällen des Formwechsels 
einer Personenhandelsgesellschaft in eine Kapitalge-
sellschaft im Sinne des § 190 des Umwandlungsgeset-
zes entsprechend. 

ELFTER TEIL 

Verhinderung von Mißbräuchen 

§ 26 

Wegfall von Steuererleichterungen 

(1) Die Anwendbarkeit des § 6 entfällt rückwirkend, 
wenn die Übernehmerin den auf sie übergegangenen 
Betrieb innerhalb von fünf Jahren nach dem steuerli-
chen Übertragungsstichtag in eine Kapitalgesell-
schaft einbringt oder ohne triftigen Grund veräußert 
oder aufgibt. Bereits erteilte Steuerbescheide, Steuer-
meßbescheide, Freistellungsbescheide oder Feststel-
lungsbescheide sind zu ändern, soweit sie auf der 
Anwendung der in Satz 1 bezeichneten Vorschrift 
beruhen. 

(2) § 20 Abs. 6 Satz 2 ist nicht anzuwenden, wenn die 
übernehmende Kapitalgesellschaft die erhaltenen 
Anteile innerhalb eines Zeitraums von sieben Jahren 
nach der Einbringung veräußert, es sei denn, der 
Steuerpflichtige weist nach, daß die erhaltenen 
Anteile Gegenstand einer weiteren Sacheinlage zu 
Buchwerten auf Grund von Rechtsvorschriften eines 
anderen Mitgliedstaates der Europäischen Gemein-
schaften sind, die § 20 Abs. 6 entsprechen. § 20 Abs. 8 
Satz 3 ist nicht anzuwenden, wenn die einbringende 
Kapitalgesellschaft die erhaltenen Anteile innerhalb 
eines Zeitraums von sieben Jahren nach der Einbrin-
gung veräußert, es sei denn, der Steuerpflichtige weist 
nach, daß die erhaltenen Anteile Gegenstand einer 
Sacheinlage zu Buchwerten auf Grund von Rechtsvor-
schriften eines anderen Mitgliedstaates der Europäi-
schen Gemeinschaften sind, die § 20 Abs. 6 entspre-
chen. § 20 Abs. 8 ist außerdem nicht anzuwenden, 
soweit Gewinne aus dem Betrieb von Seeschiffen oder 
Luftfahrzeugen im internationalen Verkehr oder von 
Schiffen, die der Binnenschiffahrt dienen, nach einem 
Abkommen zur Vermeidung der Doppelbesteuerung 
in der Bundesrepublik Deutschl and nicht besteuert 
werden können. 
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ZWÖLFTER TEIL 

Übergangs- und Schlußvorschriften 

§ 27 

Anwendungsvorschriften 

(1) Dieses Gesetz ist erstmals auf den Übergang von 
Vermögen anzuwenden, der auf Rechtsakten beruht, 
die nach dem ... wirksam werden. 

(2) Das Gesetz über steuerliche Maßnahmen bei 
Änderung der Unternehmensform vom 6. September 
1976 (BGBl. I S. 2641), zuletzt geändert durch . . ., ist 
letztmals auf den Übergang von Vermögen anzuwen-
den, der auf Rechtsakten beruht, die vor dem .. . 
wirksam werden. 

Anlage 

(Zu § 20 UmwStG) 

Kapitalgesellschaften im Sinne des Artikels 3 der 
Richtlinie 90/434/EWG des Rates vom 23. Juli 1990 
über das gemeinsame Steuersystem für Fusionen, 
Spaltungen, die Einbringung von Unternehmenstei-
len und den Austausch von Anteilen, die Gesellschaf-
ten verschiedener Mitgliedstaaten be treffen (ABl. EG 
Nr. L 225 S. 1). 

Kapitalgesellschaft im Sinne des Artikels 3 der 
genannten Richtlinie ist jede Gesellschaft, die 

1. eine der aufgeführten Formen aufweist: 

— Gesellschaften belgischen Rechts mit der 
Bezeichnung: 

naamloze vennootschap/société anonyme, 
commenditaire vennootschap op aandelen/ 
société en commandite par ac tions, besloten 
vennootschap met beperkte aansprakelijkheid/ 
société privée à responsabilité limitée sowie 
öffentlich-rechtliche Körperschaften, deren Tä-
tigkeit unter das Privatrecht fällt; 

— Gesellschaften dänischen Rechts mit der 
Bezeichnung: 

aktieselskab, anpartsselskab; 

— Gesellschaften deutschen Rechts mit der 
Bezeichnung: 

Aktiengesellschaft, Kommanditgesellschaft auf 
Aktien, Gesellschaft mit beschränkter Haftung, 
bergrechtliche Gewerkschaft; 

— Gesellschaften griechischen Rechts mit der 
Bezeichnung: 

— Gesellschaften spanischen Rechts mit der 
Bezeichnung: 

sociedad anónima, sociedad commanditaria por 
acciones, sociedad de responsabilidad limitada 

sowie öffentlich-rechtliche Körperschaften, de-
ren Tätigkeit unter das Privatrecht fällt; 

— Gesellschaften französischen Rechts mit der 
Bezeichnung: 

société anonyme, société en commandite par 
actions, société à responsabilité limitée sowie 
die staatlichen Industrie- und Handelsbetriebe 
und -unternehmen; 

— Gesellschaften irischen Rechts mit der Bezeich-
nung: 

public companies limited by shares or by 
guarantee, private companies limited by shares 
or by guarantee, gemäß den Industrial and 
Provident Societies Acts eingetragene Einrich-
tungen oder gemäß den Building Socie ties Acts 
eintragene „building socie ties"; 

— Gesellschaften italienischen Rechts mit der 
Bezeichnung: 

società per azioni, società in accomandita per 
azioni, società a responsabilità limitata sowie 
die staatlichen und p rivaten Industrie- und 
Handelsunternehmen; 

— Gesellschaften luxemburgischen Rechts mit der 
Bezeichnung: 

société anonyme, société en commandite par 
actions, société à responsabilité limitée; 

— Gesellschaften niederländischen Rechts mit der 
Bezeichnung: 

naamloze vennootschap, besloten vennoot-
schap met beperkte aansprakelijkheid; 

— Gesellschaften portugiesischen Rechts in Form 
von Handelsgesellschaften oder zivilrechtli-
chen Handelsgesellschaften oder andere nach 
portugiesischem Recht gegründete juristische 
Personen, die Industrie- und Handelsunterneh-
men sind; 

— nach dem Recht des Vereinigten Königreichs 
gegründete Gesellschaften, 

2. nach dem Steuerrecht eines Mitgliedstaates der 
Europäischen Gemeinschaften als in diesem Staate 
ansässig und nicht auf Grund eines Doppelbe-
steuerungsabkommens mit einem dritten Staat als 
außerhalb der Gemeinschaften ansässig anzuse-
hen ist, und 

3. ohne Wahlmöglichkeit einer der nachfolgenden 
Steuern 

— vennootschapsbelasting/impôt des sociétés in 
Belgien, 

— selskabsskat in Dänemark, 

— Körperschaftsteuer in Deutschland, 

— impuesto sobre sociedades in Spanien, 
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— impôt sur les sociétés in Frankreich, 

— corporation tax in Irland, 

— imposta sul reddito delle persone giuridiche in 
Italien, 

— impôt sur le revenu des collectivités in Luxem-
burg, 

— vennootschapsbelasting in den Niederlanden, 

— imposto sobre o rendimento das pessoas colec-
tivas in Portugal, 

— corporation tax im Vereinigten Königreich 

oder irgendeiner Steuer, die eine dieser Steuern 
ersetzt, unterliegt, ohne davon befreit zu sein. 

Artikel 2 

Änderung des Körperschaftsteuergesetzes 

Das Körperschaftsteuergesetz in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 11. März 1991 (BGBl. I S. 638), 
zuletzt geändert durch . . ., wird wie folgt geän-
dert: 

1. In § 30 Abs. 3 werden die Worte „vorbehaltlich des 
§ 38" durch die Worte „vorbehaltlich der §§ 38, 
38 a" ersetzt. 

2. § 38 wird wie folgt gefaßt: 

„§ 38 

Gliederung des Eigenkapitals 
bei Verschmelzung 

(1) Geht das Vermögen einer Kapitalgesellschaft 
durch Verschmelzung nach § 2 des Umwandlungs-
gesetzes auf eine unbeschränkt steuerpflichtige 
Kapitalgesellschaft oder auf eine sonstige unbe-
schränkt steuerpflichtige Körperschaft im Sinne 
des § 43 über, so sind die nach den §§ 30 bis 37 
ermittelten Eigenkapitalteile der übertragenden 
Kapitalgesellschaft den entsprechenden Teilbeträ-
gen der übernehmenden Körperschaft hinzuzu-
rechnen; das gilt auch für nach § 47 Abs. 1 Satz 1 
Nr. 2 festzustellende Beträge. Übersteigt das Nenn-
kapital nach der Verschmelzung, soweit es nicht 
durch bare Zuzahlungen oder durch Sacheinlagen 
entstanden ist, die Summe der Nennkapitalbeträge 
der an der Verschmelzung beteiligten Gesellschaf-
ten, ist auf den Unterschiedsbetrag § 29 Abs. 3 
entsprechend anzuwenden. Bei der Verschmel-
zung durch Aufnahme ist Satz 2 mit der Maßgabe 
anzuwenden, daß nur die Nennkapitalbeträge der 
übernehmenden Kapitalgesellschaft vor und nach 
der Verschmelzung zu vergleichen sind. Ist das 
Nennkapital nach der Verschmelzung, soweit es 
nicht durch bare Zuzahlungen oder durch Sachein-
lagen entstanden ist, niedriger als die Summe der 
Nennkapitalbeträge der an der Verschmelzung 
beteiligten Gesellschaften, mindert der Differenz-
betrag einen nach § 47 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 gesondert 
festgestellten Be trag. Weicht die Summe der  

zusammengerechneten Teilbeträge des verwend-
baren Eigenkapitals abzüglich eines zum verwend-
baren Eigenkapital gehörenden Teils des Nennka-
pitals im Sinne des § 29 Abs. 3 infolge des Wegfalls 
von Anteilen an der übertragenden Kapitalgesell-
schaft oder aus anderen, mit dem Vermögensüber-
gang zusammenhängenden Gründen von dem ver-
wendbaren Eigenkapital ab, das sich aus der Steu-
erbilanz auf den unmittelbar nach dem Vermö-
gensübergang folgenden Zeitpunkt der überneh-
menden Körperschaft ergeben würde, ist der 
Unterschiedsbetrag bei dem Teilbetrag im Sinne 
des § 30 Abs. 2 Nr. 4 zu erfassen. 

(2) Abweichend von Absatz 1 ist das übergegan-
gene verwendbare Eigenkapital der übertragen-
den Kapitalgesellschaft dem Teilbetrag im Sinne 
des § 30 Abs. 2 Nr. 2 hinzuzurechnen, wenn die 
übernehmende Körperschaft von der Körperschaft-
steuer befreit ist." 

3. Nach § 38 werden die folgenden §§ 38a und 38b 
eingefügt: 

„§ 38a 

Gliederung des Eigenkapitals bei Aufspaltung 
oder Abspaltung 

(1) Geht Vermögen einer Kapitalgesellschaft 
durch Aufspaltung oder Abspaltung im Sinne des 
§ 123 Abs. 1 und 2 des Umwandlungsgesetzes auf 
eine unbeschränkt steuerpflichtige Kapitalgesell-
schaft oder auf eine sonstige unbeschränkt steuer-
pflichtige Körperschaft im Sinne des § 43 über, so 
sind die nach den §§ 30 bis 37 ermittelten Eigen-
kapitalteile der übertragenden Kapitalgesell-
schaft einer übernehmenden Körperschaft im Ver-
hältnis der übergehenden Vermögensteile zu dem 
bei der übertragenden Kapitalgesellschaft vor dem 
Übergang bestehenden Vermögen zuzuordnen, 
wie es in den Angaben zum Umtauschverhältnis 
der Anteile im Spaltungs- und Übernahmevertrag 
oder im Spaltungsplan (§ 126 Abs. 1 Nr. 3, § 136 des 
Umwandlungsgesetzes) zum Ausdruck kommt. 
Enthält der Spaltungs- und Übernahmevertrag 
oder der Spaltungsplan keine Angaben zum 
Umtauschverhältnis der Anteile, ist das Verhältnis 
der gemeinen Werte der übergehenden Vermö-
gensteile zu dem vor der Spaltung vorhandenen 
Vermögen maßgebend. Soweit das Vermögen auf 
eine Personengesellschaft übergeht, mindern sich 
die Eigenkapitalteile der übertragenden Kapital-
gesellschaft in dem Verhältnis der übergehenden 
Vermögensteile zu dem vor der Spaltung bestehen-
den Vermögen. Die Sätze 1 bis 3 gelten auch für 
nach § 47 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 gesondert festzustel-
lende Be träge. 

(2) § 38 Abs. 1 Satz 2 bis 4 und Abs. 2 gilt 
entsprechend. § 38 Abs. 1 Satz 2 bis 4 ist mit der 
Maßgabe anzuwenden, daß das Nennkapital jeder 
Kapitalgesellschaft nach der Spaltung mit dem auf 
sie entfallenden Anteil am Nennkapital der über-
tragenden Kapitalgesellschaft vor der Spaltung zu 
vergleichen ist. Für die Ermittlung des auf die 
Kapitalgesellschaft entfallenden Anteils am Nenn- 
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kapital der übertragenden Kapitalgesellschaft gilt 
Absatz 1 Satz 1, 2 entsprechend. 

§ 38b 

Gliederung des Eigenkapitals in Sonderfällen des 
Vermögensübergangs 

Vorbehaltlich des § 30 Abs. 3 ist das verwendbare 
Eigenkapital, das durch Vermögensübergang von 
einem Rechtsträger, der nicht Kapitalgesellschaft 
und nicht Körperschaft im Sinne des § 43 ist, infolge 
von Verschmelzung, Aufspaltung oder Abspaltung 
sowie einer diesen Vorgängen entsprechenden 
Vermögensübertragung nach § 174 Abs. 1 und 2 
Nr. 1 und 2 des Umwandlungsgesetzes entsteht, 
dem Teilbetrag im Sinne des § 30 Abs. 2 Nr. 4 
zuzuordnen. " 

Bonn, den 24. Februar 1994 

Dr. Wolfgang Schäuble, Michael Glos und Fraktion 

Dr. Hermann Otto Solms und Fraktion 

4. j 54 Abs. 12 wird wie folgt gefaßt: 

„(12) § 30 Abs. 3 und §§ 38 bis 38b sind erstmals 
auf den Übergang von Vermögen anzuwenden, der 
auf Rechtsakten beruht, die nach dem ... wirksam 
werden." 

Artikel 3 

Inkrafttreten, Außerkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am ... in Kraft. Gleichzeitig tritt 
das Gesetz über steuerliche Maßnahmen bei Ände-
rung der Unternehmensform vom 6. September 1976 
(BGBl. I S. 2641), zuletzt geändert durch . . ., außer 
Kraft. 
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Begründung 

A. Allgemeine Begründung 

Mit dem Entwurf eines Gesetzes zur Bereinigung des 
Umwandlungsrechts schlägt das Bundesministerium 
der Justiz eine grundlegende Reform des Umwand-
lungsrechts vor. Mit der Reform wird eine Rechtsbe-
reinigung verfolgt, indem die bisherigen Regelungen 
des Umwandlungsrechts aus vielen Gesetzen heraus-
gelöst und in einer Kodifikation zusammengefaßt 
werden. Darüber hinaus sollen zahlreiche neue Mög-
lichkeiten der Umwandlung eröffnet werden, um den 
Unternehmen die Anpassung ihrer rechtlichen Struk-
turen an die veränderten Umstände des Wirtschafts-
lebens zu erleichtern. 

Die geplante Reform des H andelsrechts macht eine 
Anpassung der steuerrechtlichen Vorschriften erfor-
derlich, weil das Steuerrecht an den zivilrechtlichen 
Gegebenheiten ausgerichtet ist. Durch die umfassen-
dere Regelung handelsrechtlicher Umwandlungsvor-
gänge wird jedoch auch die Möglichkeit eröffnet, 
diese Umstrukturierungen stärker als bisher steuer-
neutral zu stellen und Verlustvorträge zuzulassen, 
soweit dem nicht spezifische Belange des Steuerrechts 
entgegenstehen. Dadurch werden betriebswirtschaft-
lich erwünschte und handelsrechtlich zukünftig mög-
liche Umstrukturierungen der Wirtschaft nicht durch 
steuerliche Folgen behindert, die ohne die besondere 
Regelung des Umwandlungssteuerrechts eintreten 
würden. 

1. Handelsrecht 

Der Entwurf eines Gesetzes zur Bereinigung des 
Umwandlungsrechts sieht die folgenden Arten der 
Umwandlung vor: 

— die Verschmelzung, 

— die Spaltung, 

— die Vermögensübertragung, 

— den Formwechsel. 

Im Grundsatz sollen allen Handelsgesellschaften auch 
alle Umwandlungsarten eröffnet werden. Für Unter-
nehmensträger anderer Rechtsformen, wie Genos-
senschaften, genossenschaftliche Prüfungsverbände 
u. a., ist dies jedoch nur vorgesehen, soweit sich in der 
Praxis dafür ein Bedürfnis ergeben hat. 

a) Verschmelzung 

Das Institut der Verschmelzung kann im wesentlichen 
aus dem geltenden Recht übernommen werden. Es 
handelt sich dabei um die Übertragung des gesamten 
Vermögens eines Rechtsträgers auf einen anderen, 
schon bestehenden (Verschmelzung durch Auf

-

nahme) oder neugegründeten (Verschmelzung durch 
Neugründung) Rechtsträger im Wege der Gesamt-
rechtsnachfolge unter Auflösung ohne Abwicklung. 
Den Anteilsinhabern der übertragenden Rechtsträger 
wird dabei im Wege des Anteilstauschs eine Beteili-
gung an dem übernehmenden oder neuen Rechtsträ-
ger gewährt. 

Die Verschmelzung ist für folgende Rechtsträger mög-
lich: 

Personenhandelsgesellschaften, Kapitalgesellschaf-
ten, eingetragene Genossenschaften, eingetragene 
Vereine, genossenschaftliche Prüfungsverbände, 
Versicherungsvereine auf Gegenseitigkeit (VVaG) 
sowie (lediglich) als übertragende Rechtsträger wirt-
schaftliche Vereine und als übernehmende Rechtsträ-
ger natürliche Personen als Alleingesellschafter einer 
Kapitalgesellschaft. Mischverschmelzungen unter 
Beteiligung von Rechtsträgern unterschiedlicher 
Rechtsform sind ebenfalls zulässig. 

b) Spaltung 

Der Entwurf eines Gesetzes zur Bereinigung des 
Umwandlungsrechts regelt die Spaltung von Rechts-
trägern im Handelsrecht erstmals allgemein (vgl. 
bisherige Sonderregelung im Gesetz über die Spal-
tung der von der Treuhandanstalt verwalteten Unter-
nehmen vom 5. April 1991). 

Drei Formen der Spaltung werden zugelassen: 

Die Aufspaltung, die Abspaltung und die Ausgliede-
rung. 

Die Aufspaltung ist das Spiegelbild der Verschmel-
zung. Ein Rechtsträger teilt sein Vermögen unter 
Auflösung ohne Abwicklung auf und überträgt die 
Teile jeweils als Gesamtheit im Wege der Sonder-
rechtsnachfolge (teilweise Gesamtrechtsnachfolge) 
auf mindestens zwei andere schon bestehende (Auf-
spaltung zur Aufnahme) oder neugegründete (Auf-
spaltung zur Neugründung) Rechtsträger, wobei auch 
hier die Beteiligung an den übernehmenden oder 
neuen Rechtsträgern den Anteilsinhabern des sich 
aufspaltenden Rechtsträgers zufällt. 

Bei der Abspaltung bleibt der übertragende, sich 
spaltende Rechtsträger als Rumpfunternehmen beste-
hen und überträgt wiederum im Wege der Sonder-
rechtsnachfolge einen Teil oder mehrere Teile seines 
Vermögens jeweils als Gesamtheit auf einen oder 
mehrere andere, bereits bestehende oder neugegrün-
dete Rechtsträger. Die Anteilsinhaber des sich spal-
tenden Rechtsträgers erhalten eine Beteiligung an 

 dem übernehmenden oder neuen Rechtsträger. 

Die Ausgliederung entspricht im wesentlichen der 
Abspaltung. Die Anteile an den übernehmenden oder 
neuen Rechtsträgern fallen jedoch nicht den Anteils- 
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Inhabern des sich spaltenden Rechtsträgers, sondern 
dem Vermögen des Rumpfunternehmens selbst zu. 

Die Spaltung ist wie die Verschmelzung möglich für 
alle Handelsgesellschaften, eingetragenen Genos-
senschaften, eingetragenen Vereine, genossenschaft-
lichen Prüfungsverbände und VVaG sowie als über-
tragende Rechtsträger für wirtschaftliche Vereine. 

c) Vermögensübertragung 

Die Vermögensübertragung wird als Vollübertragung 
und als Teilübertragung zugelassen. Ihre Konstruk-
tion entspricht bei der Vollübertragung der Ver-
schmelzung, bei der Teilübertragung der Spaltung. 
Der Unterschied besteht darin, daß die Gegenleistung 
für die Anteile an  dem übertragenden Rechtsträger 
nicht in Anteilen an den übernehmenden oder neuen 
Rechtsträgern besteht, sondern in einer Gegenlei-
stung anderer Art , insbesondere in einer Barlei-
stung. 

Die Vermögensübertragung ist nur von einer Kapital-
gesellschaft auf die öffentliche Hand sowie zwischen 
Versicherungsunternehmen in den Rechtsformen der 
AG, des VVaG oder des öffentlich-rechtlichen Versi-
cherungsunternehmens möglich. 

d) Formwechsel 

Der Formwechsel entspricht der formwechselnden 
Umwandlung im geltenden Recht. Bei ihm ändern 
sich lediglich das Rechtskleid und die Struktur des 
Rechtsträgers. Seine Identität bleibt gewahrt. 

Der Formwechsel soll für folgende Rechtsformen 
eröffnet werden: 

Personenhandelsgesellschaften, Kapitalgesellschaf-
ten, eingetragene Genossenschaften, rechtsfähige 
Vereine, VVaG, Körperschaften und Anstalten des 
öffentlichen Rechts als formwechselnde Rechtsträger 
sowie Gesellschaften des bürgerlichen Rechts, Perso-
nenhandelsgesellschaften, Kapitalgesellschaften und 
eingetragene Genossenschaften als Rechtsträger 
neuer Rechtsform. 

2. Steuerrecht 

Abweichend vom geltenden Umwandlungssteuer-
recht sieht die Änderung des Umwandlungssteuerge-
setzes eine neutrale Verschmelzung von Körperschaf-
ten auf Personengesellschaften und natürliche Perso-
nen vor. Nach geltendem Recht führt dieser Umwand-
lungsvorgang sowohl zu einem Übertragungsgewinn 
(bei der übertragenden Körperschaft) als auch zu 
einem Übernahmegewinn (bei der übernehmenden 
Personengesellschaft in Höhe der Differenz zu den 
Anteilen an  der Körperschaft), von denen lediglich der 
Übertragungsgewinn bei der Körperschaftsteuer be-
freit ist. 

Die Verschmelzung einer Körperschaft auf eine 
andere Körperschaft ist bereits nach geltendem Recht 

ohne Gewinnrealisierung möglich. Als zusätzliche 
Erleichterung sieht der Entwurf zur Änderung des 
Umwandlungssteuergesetzes in Abweichung vom 
geltenden Recht jedoch die Möglichkeit des Verlust-
vortrags vor. 

Die Spaltung von Körperschaften ist bisher handels-
rechtlich nur im Wege der Einzelrechtsnachfolge 
möglich. Die Finanzverwaltung hat bisher gleichwohl 
eine solche Umstrukturierungsmaßnahme als einheit-
lichen Gesamtvorgang gewertet und unter bestimm-
ten Voraussetzungen aus Billigkeitsgründen auf die 
Realisierung der stillen Rese rven im Zeitpunkt der 
Spaltung verzichtet (BMF-Schreiben vom 9. Januar 
1992 — IV B 7 — S 1978 — 37/91). Dabei mußte 
insbesondere sichergestellt sein, daß die stillen Reser-
ven im Vermögen der übertragenden Kapitalgesell-
schaft und in den untergehenden Gesellschaftsantei-
len bei einer späteren Realisierung wie bisher der 
Besteuerung unterliegen. Die Übertragung von Ver-
lusten wird bei der Spaltung nach geltendem Recht 
wegen fehlender rechtlicher und wirtschaft licher 
Identität der unterschiedlichen Rechtsträger jedoch 
nicht zugelassen. Mit Rücksicht auf die vorgesehene 
handelsrechtliche Regelung der Spaltung als partielle 
Gesamtrechtsnachfolge soll jedoch zukünftig steuer-
lich auch die Übertragung von nicht verbrauchten 
Verlusten auf die übernehmende Gesellschaft zuge-
lassen werden. 

Beim vorgesehenen handelsrechtlichen Formwechsel 
kann das Steuerrecht dem Handelsrecht nicht folgen, 
soweit es um den Formwechsel einer Kapitalgesell-
schaft in eine Personengesellschaft und umgekehrt 
geht. Das Steuerrecht beurteilt Kapitalgesellschaften 
und die an ihnen beteiligten Gesellschafter als 
selbständige Steuersubjekte. Kapitalgesellschaften 
unterliegen mit ihrem Einkommen der Körperschaft-
steuer, die Gesellschafter — soweit sie natürliche 
Personen sind — der Einkommensteuer. Personen-
gesellschaften sind dagegen mit ihrem Einkommen 
nicht selbst steuerpflichtig; ihr Gewinn wird unmit-
telbar den Gesellschaftern zugerechnet und bei 
ihnen der Einkommensteuer oder Körperschaft-
steuer unterworfen. Diese unterschiedlichen Rege-
lungen über die Besteuerung von Kapitalgesell-
schaften und Personengesellschaften machen für 
den Formwechsel von Kapitalgesellschaften in Per-
sonengesellschaften gesonderte steuerliche Vor-
schriften erforderlich. 

B. Einzelbegründung 

Zu Artikel 1 — Umwandlungssteuergesetz 

Erster Teil — Allgemeine Vorschriften zu dem 
zweiten bis siebten Teil 

Zu § 1 — Anwendungsbereich der Vorschriften des 
zweiten bis siebten Teils 

Der Gesetzentwurf lehnt sich eng an die Vorschriften 
des Entwurfs eines Gesetzes zur Bereinigung des 
Umwandlungsrechts (Umwandlungsgesetz) an. 
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Absatz 1 zählt die Körperschaften auf, die ihr Vermö-
gen nach den Vorschriften des Umwandlungsgesetzes 
(UmwG) im Wege der Gesamtrechtsnachfolge oder 
der Sonderrechtsnachfolge auf einen anderen über-
tragen oder sich in eine andere Rechtsform umwan-
deln können und für die die Vorschriften des 
Umwandlungssteuergesetzes Anwendung finden sol-
len. Nach den §§ 3, 124, 174 und 191 UmwG sind dies 
Kapitalgesellschaften, eingetragene Genossenschaf-
ten, eingetragene Vereine (§ 21 BGB), wi rtschaftliche 
Vereine (§ 22 BGB), genossenschaftliche Prüfungsver-
bände, Versicherungsvereine auf Gegenseitigkeit 
sowie Körperschaften und Anstalten des öffentlichen 
Rechts. 

Die Absätze 2 bis 4 bezeichnen die einzelnen Vor-
gänge, deren steuerliche Folgen in den Vorschriften 
des zweiten bis fünften Teils des vorliegenden Geset-
zes geregelt sind. 

Die Anwendung der Vorschriften des zweiten bis 
fünften Teils ist — wie bisher — auf Körperschaften 
beschränkt, die nach § 1 KStG unbeschränkt körper-
schaftsteuerpflichtig sind (Absatz 5). 

Die Beschränkung des Anwendungsbereichs des 
Gesetzes auf Fälle der Gesamtrechtsnachfolge und 
der Sonderrechtsnachfolge wird dadurch gerechtfer-
tigt, daß der Übergang des gesamten Vermögens im 
Wege der Einzelrechtsnachfolge bereits durch die 
Vorschriften des Körperschaftsteuergesetzes und des 
Einkommensteuergesetzes erfaßt wird. Der Übergang 
führt entweder zum Erwerb einer Gegenleistung 
(Veräußerung § 16 EStG) oder zur Auflösung und 
Abwicklung (§ 11 KStG) der übertragenden Körper-
schaft. 

Ausgenommen von den Vorschriften des zweiten bis 
fünften Teils sind die Fälle der Ausgliederung. In 
diesen Fällen werden die für das übertragene Vermö-
gen gewährten Anteile nicht den Anteilseignern, 
sondern dem übertragenden Unternehmen selbst 
gewährt. Diese Fälle sind steuerlich als Einbringungs-
tatbestände anzusehen, die unter die Vorschriften der 
§§ 20 ff. UmwStG fa llen. 

Zu § 2 — Steuerliche Rückwirkung 

Die Vorschrift hält an dem Grundsatz der steuerlichen 
Rückwirkung des Vermögensübergangs auf den 
Stichtag der Bilanz, die diesem Vermögensübergang 
zugrunde liegt, fest. Sie gilt für sämtliche in § 1 
UmwStG bezeichneten Fälle des Vermögensüber-
gangs. 

Die bisher in § 2 Abs. 3 UmwStG 1977 enthaltene 
Einschränkung, wonach bei einer Umwandlung die 
Rückwirkung nur eintritt, wenn der Stichtag der 
Umwandlung höchstens sechs Monate vor der Eintra-
gung des Umwandlungsbeschlusses in das Handels-
register liegt, ist fa llen gelassen worden. Die Vor-
schrift des § 2 UmwStG lehnt sich somit auch hier eng 
an die handelsrechtlichen Vorschriften an . 

Zweiter Teil — Vermögensübergang auf eine 
Personengesellschaft oder auf eine 
natürliche Person 

Zu § 3 — Wertansätze in der steuerlichen 
Schlußbilanz der übertragenden 
Körperschaft 

Die Vorschriften des zweiten Teils (§§ 3 bis 10 
UmwStG) be treffen den Vermögensübergang von 
einer Körperschaft auf eine Personengesellschaft oder 
auf eine natürliche Person. 

Im Gegensatz zu § 3 UmwStG 1977 läßt die Vorschrift 
beim Vermögensübergang von einer Körperschaft auf 
eine Personengesellschaft oder eine natürliche Person 
im Wege der Gesamtrechtsnachfolge die Fortführung 
der Buchwerte in der steuerlichen Schlußbilanz der 
übertragenden Körperschaft zu. Voraussetzung ist, 
daß die spätere Besteuerung der sti llen Reserven bei 
den Gesellschaftern der übernehmenden Personen-
gesellschaft bzw. der übernehmenden natürlichen 
Personen sichergestellt ist. Das ist der Fall, wenn 
das Vermögen der übertragenden Körperschaft Be-
triebsvermögen der übernehmenden Personenge-
sellschaft oder der übernehmenden natürlichen Per-
son wird. 

Ist die Besteuerung der stillen Rese rve nicht sicherge-
stellt, d. h. wird das Vermögen der übertragenden 
Körperschaft nicht Betriebsvermögen der überneh-
menden Personengesellschaft oder der übernehmen-
den natürlichen Person, weil sie keine gewerbliche 
Tätigkeiten ausüben, so sind die Wirtschaftsgüter 
in der steuerlichen Schlußbilanz der übertragen-
den Körperschaft mit dem gemeinen Wert anzuset-
zen; vgl. § 16 Abs. 3 Satz 3 EStG, wonach Wirtschafts-
güter, die anläßlich der Aufgabe des Gewerbebe-
triebs Privatvermögen werden, in der steuerlichen 
Schlußbilanz mit dem gemeinen Wert auszuweisen 
sind. 

In Anlehnung an  die Vorschriften des Umwandlungs-
gesetzes hat die übertragende Körperschaft das 
Wahlrecht, die Wirtschaftsgüter in der steuerlichen 
Schlußbilanz mit dem Buchwert oder einem höhe-
ren Wert, höchstens jedoch mit dem Teilwert anzu-
setzen. Der Ansatz der übergehenden Wirtschafts-
güter in der steuerlichen Schlußbilanz mit einem 
über dem Buchwert liegenden Wert kann von Vor-
teil sein, wenn die übertragende Körperschaft noch 
einen nicht ausgeglichenen Verlust hat. Ein verblei-
bender Verlustabzug im Sinne des § 10 d Abs. 3 
Satz 2 EStG geht nicht auf die Gesellschafter der 
übernehmenden Personengesellschaft bzw. auf die 
übernehmende natürliche Person über, vgl. § 4 
Abs. 2 UmwStG. 

Wegen der Übernahme der Wirtschaftsgüter durch 
die übernehmende Personengesellschaft oder die 
übernehmende natürliche Person mit dem in 
der steuerlichen Schlußbilanz der übertragenden 
Körperschaft enthaltenen We rt, vgl. § 4 Abs. 1 
UmwStG. 
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Zu § 4 — Auswirkungen auf den Gewinn der 
übernehmenden Personengesellschaft 

Grundsatz der Buchwertfortführung 

§ 4 UmwStG enthält die grundlegenden Vorschriften 
über die Auswirkungen des Vermögensübergangs 
auf die steuerliche Gewinnermittlung der überneh-
menden Personengesellschaft. Sie werden durch 
die in § 6 UmwStG enthaltenen Sonderregelungen 
ergänzt. 

Absatz 1 regelt — wie § 5 Abs. 1 UmwStG 1977 — die 
Verknüpfung zwischen den in der steuerlichen 
Schlußbilanz der übertragenden Körperschaft ausge-
wiesenen Werten und den Werten, mit denen die 
übernehmende Personengesellschaft das auf sie über-
gegangene Vermögen zu übernehmen hat. 

Der Regelung des § 3 UmwStG entsprechend bedeu-
tet die Wertverknüpfung, daß die Buchwerte der 
übergegangenen Wirtschaftsgüter fortgeführt werden 
können, wenn die spätere Besteuerung der stillen 
Reserven sichergestellt ist. 

Übernahmegewinn 

Übernahmegewinn ist der infolge des Vermögens-
übergangs sich ergebende Unterschiedsbetrag zwi-
schen dem Buchwert der Anteile an  der übertragen-
den Körperschaft und dem Wert , mit dem die überge-
gangenen Wirtschaftsgüter nach § 4 Abs. 1 UmwStG 
zu übernehmen sind (§ 4 Abs. 4 UmwStG). 

Der Übernahmegewinn, der sich bei der übernehmen-
den Personengesellschaft innerhalb ihres Betriebsver-
mögensvergleichs ergibt, umfaßt daher im Regelfall 
nur die im übertragenen Vermögen enthaltenen offe-
nen Reserven. 

Am steuerlichen Übertragungsstichtag müssen nicht 
alle Anteile an  der übertragenden Körperschaft zum 
Betriebsvermögen der übernehmenden Personenge-
sellschaft gehört haben. § 5 UmwStG sieht — im 
Gegensatz zum bisherigen Recht — auch nicht mehr 
vor, daß alle Anteile, die nicht zum Betriebsvermögen 
der übernehmenden Personengesellschaft gehört 
haben, als am steuerlichen Übertragungsstichtag in 
das Betriebsvermögen der Personengesellschaft ein-
gelegt gelten. Daher muß in derartigen Fällen der 
Übernahmegewinn korrigiert werden, um eine evtl. 
doppelte Besteuerung der offenen Rese rven zu ver-
hindern. Nach § 4 Abs. 4 Satz 3 UmwStG bleibt aus 
diesem Grunde bei der Ermittlung des Übernahmege-
winns der Wert der übergegangenen Wirtschaftsgüter 
außer Ansatz, der auf die Anteile an der übertragen-
den Körperschaft entfällt, die am steuerlichen Über-
tragungsstichtag nicht zum Betriebsvermögen der 
übernehmenden Personengesellschaft gehört ha-
ben. 

Dem Übernahmegewinn hinzuzurechnen ist nach 
Absatz 5 die anzurechnende Körperschaftsteuer und 
ein Sperrbetrag im Sinne des § 50 c EStG. Die Hinzu-
rechnungen sind auch hier nur insoweit vorzuneh-
men, als die Anteile an  der übertragenden Körper

-

schaft am steuerlichen Übertragungsstichtag zum 
Betriebsvermögen der übernehmenden Personenge-
sellschaft gehört haben. Wegen der Behandlung der 
anzurechnenden Körperschaftsteuer hinsichtlich der 
Anteile, die am steuerlichen Übertragungsstichtag 
nicht zum Betriebsvermögen der übernehmenden 
Personengesellschaft gehört haben, vgl. §§ 6 und 10 
UmwStG. 

Abschreibung 

Als zwingende Folgerung aus der Buchwertfortfüh-
rung bestimmt § 4 Abs. 2 UmwStG, daß die überneh-
mende Personengesellschaft hinsichtlich der Abset-
zungen für Abnutzung sowie der erhöhten Absetzun-
gen und ähnlicher Erleichterungen entsprechend dem 
Grundsatz der Gesamtrechtsnachfolge in die Rechts-
stellung der übertragenden Körperschaft eintritt. Das 
gilt nach Absatz 3 auch dann, wenn die übergegan-
genen Wirtschaftsgüter in der steuerlichen Schluß-
bilanz der übertragenden Körperschaft mit einem 
über dem Buchwert liegenden Wert angesetzt sind. 
Die Absetzungen für Abnutzung bemessen sich bei 
der übernehmenden Personengesellschaft 

— in den Fällen des § 7 Abs. 4 Satz 1 und Abs. 5 EStG 
nach der bisherigen Bemessungsgrundlage, ver-
mehrt um den Unterschiedsbetrag zwischen dem 
Buchwert der Gebäude und dem Wert, mit dem die 
Körperschaft die Gebäude in der steuerlichen 
Schlußbilanz angesetzt hat, und dem geltenden 
Vomhundertsatz. Wird in den Fällen des § 7 Abs. 4 
Satz 1 EStG die volle Absetzung innerhalb der 
tatsächlichen Nutzungsdauer nicht erreicht, kann 
die Absetzung für Abnutzung nach der Restnut-
zungsdauer der Gebäude bemessen werden, vgl. 
Abschnitt 44 Abs. 11 EStR; 

— in allen anderen Fällen nach dem Buchwert ver-
mehrt um den Unterschiedsbetrag zwischen dem 
Buchwert der einzelnen Wirtschaftsgüter und dem 
Wert, mit dem die Körperschaft die Wirtschaftsgü-
ter in der steuerlichen Schlußbilanz angesetzt 
hat, und der Restnutzungsdauer der Wirtschafts-
güter. 

Dem Grundsatz der Gesamtrechtsnachfolge wider-
spricht eine Fiktion der Anschaffung der übergegan-
genen Wirtschaftsgüter, wie sie in § 5 Abs. 2 UmwStG 
1977 enthalten gewesen ist. Das bedeutet, daß in 
diesen Fällen z. B. keine Investitionszulage gewährt 
werden kann. 

Verbleibender Verlustabzug 

§ 4 Abs. 2 Satz 2 UmwStG schließt die Berücksichti-
gung eines verbleibenden Verlustabzugs im Sinne 
des § 10 d Abs. 3 Satz 2 EStG (Verlustvortrag) bei den 
Gesellschaftern der übernehmenden Personengesell-
schaft aus. Bei dem Verlustvortrag handelt es sich um 
Verluste der übertragenden Körperschaft, die vor dem 
steuerlichen Übertragungsstichtag entstanden sind 
und das Vermögen der übertragenden Körperschaft 
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vermindert haben. Dieser Verlustvortrag kann nicht 
von der Ebene der Körperschaftsteuer auf die Ebene 
der Einkommensteuer (Ebene des Anteilseigners) 
übertragen werden. Eine Berücksichtigung dieser 
Verluste beim Anteilseigner ist nur möglich, wenn 
sich bei den Gesellschaftern der übernehmenden 
Personengesellschaft ein Übernahmeverlust ergibt, 
vgl. § 4 Abs. 6 UmwStG. 

Das gilt auch, soweit die Anteile an  der übertragenden 
Körperschaft am steuerlichen Übertragungsstichtag 
nicht zum Betriebsvermögen der übernehmenden 
Personengesellschaft gehört haben. 

Übernahmeverlust 

Übersteigt der Buchwert der Anteile den Wert des 
übernommenen Vermögens, ergibt sich ein Übernah-
meverlust (§ 4 Abs. 4 UmwStG). Beim Übernahmever-
lust handelt es sich um einen Verlust auf der Ebene der 
Anteilseigner, der auf im Buchwert der Anteile ent-
haltene gekaufte stille Rese rven zurückzuführen ist. 
Dieser Verlust, gemindert um die anzurechnende 
Körperschaftsteuer, ist — im Gegensatz zum bisheri-
gen Recht (§ 5 Abs. 4 UmwStG 1977) — bei den 
Gesellschaftern der übernehmenden Personengesell-
schaft zu berücksichtigen. Die Berücksichtigung 
geschieht in der Weise, daß die Wertansätze der 
übergegangenen Wirtschaftsgüter in der Bilanz der 
Personengesellschaft — in der Regel über Ergän-
zungsbilanzen für die Gesellschafter der Personenge-
sellschaft — bis zu den Teilwerten der Wirtschaftsgü-
ter aufzustocken und mit dem Übernahmeverlust zu 
verrechnen sind. 

Ein darüber hinausgehender Be trag ist als Anschaf-
fungskosten der übernommenen immateriellen Wirt-
schaftsgüter — einschließlich eines Geschäfts- oder 
Firmenwerts — zu aktivieren. § 5 Abs. 2 EStG ist nicht 
anzuwenden. 

Ein danach noch verbleibender Übernahmeverlust 
mindert den laufenden Gewinn der Personengesell-
schaft. 

Besteht ein Sperrbetrag im Sinne des § 50 c Abs. 4 
EStG, mindert dieser bei der Ermittlung des Übernah-
meverlustes den Buchwert der Anteile. 

Auch hier bleibt bei der Ermittlung des Übernahme-
verlustes nach Absatz 4 der Wert der übergegangenen 
Wirtschaftsgüter außer Ansatz, soweit die Anteile an 
der übertragenden Körperschaft am steuerlichen 
Übertragungsstichtag nicht zum Betriebsvermögen 
der übernehmenden Personengesellschaft gehört 
haben. 

Ein sofortiger Abzug des Übernahmeverlustes in 
voller Höhe ist nicht zugelassen worden, da auch die 
im übergehenden Vermögen enthaltenen sti llen 
Reserven nicht im Zeitpunkt des Vermögensüber-
gangs der Besteuerung unterworfen werden. Dadurch 
soll verhindert werden, daß ein Übernahmeverlust mit 

anderen Einkünften der Anteilseigner verrechnet 
wird, während die Besteuerung der sti llen Reserven 
bis zu ihrer Realisierung hinausgeschoben wird. 

Zu § 5 — Auswirkungen auf den Gewinn der 
übernehmenden Personengesellschaft in 
Sonderfällen 

Die Vorschrift des § 5 UmwStG ist eine ergänzende 
Vorschrift zur Ermittlung des Gewinns bei der über-
nehmenden Personengesellschaft, der durch den 
Übergang des Vermögens und den gleichzeitigen 
Wegfall der Beteiligung an der übertragenden Kapi-
talgesellschaft entsteht. Die Vorschriften der §§ 4 
und 5 UmwStG können nicht ge trennt, sondern nur 
zusammen gesehen werden. 

Nach den bisherigen Regelungen in § 6 UmwStG 1977 
wurden im Falle des Vermögensübergangs von einer 
Kapitalgesellschaft auf eine Personengesellschaft die 
stillen Reserven, die in den untergehenden Anteilen 
an  der übertragenden Kapitalgesellschaft enthalten 
waren, für sämtliche Anteile einheitlich bei der Perso-
nengesellschaft ermittelt. Für Anteile, die im steuer-
lichen Übertragungszeitpunkt nicht Betriebsvermö-
gen der übernehmenden Personengesellschaft waren, 
wurde dementsprechend fingiert, daß sie am steuer-
lichen Übertragungsstichtag Betriebsvermögen der 
Personengesellschaft geworden waren. 

Der vorliegende § 5 UmwStG folgt der bisherigen 
Regelung, bedingt durch die Fortführung der Buch-
werte der übergehenden Wirtschaftsgüter und den 
Aufschub der Besteuerung der sti llen Reserven, nur 
teilweise. Während das UmwStG 1977 für alle Fälle, in 
denen Anteile am steuerlichen Übertragungsstichtag 
nicht zum Betriebsvermögen der übernehmenden 
Personengesellschaft gehört haben, die Fiktion ent-
hält, daß sie in das Betriebsvermögen eingelegt wor-
den sind, schränkt der jetzige § 5 UmwStG diese 
Fiktion für zum Privatvermögen des Gesellschafters 
gehörende Anteile teilweise ein. 

Absatz 1 fingiert — wie im geltenden Recht —, daß die 
Personengesellschaft diejenigen Anteile am steuer-
lichen Übertragungsstichtag erworben hat, die sie 
nach diesem Stichtag angeschafft hat oder die einem 
Gesellschafter gehört haben, der von der Personenge-
sellschaft abgefunden worden ist. 

Absatz 2 betrifft die Anteile an der übertragenden 
Körperschaft im Sinne des § 17 EStG, die am steuer-
lichen Übertragungsstichtag zum Privatvermögen des 
Anteilseigners gehört haben. Diese Anteile gelten 
— wie im geltenden Recht — als am steuerlichen 
Übertragungsstichtag mit den Anschaffungskosten in 
das Betriebsvermögen der Personengesellschaft ein-
gelegt. Während sich im geltenden Recht die Bewer-
tung der Einlage an  § 6 EStG ausrichtet, bestimmt § 5 
Abs. 2 UmwStG, daß die Anteile immer mit den 
Anschaffungskosten eingelegt werden. Durch diese 
Fiktion der Einlage mit den Anschaffungskosten wer-
den die Anteile im Sinne des § 17 EStG mit den 
Anteilen im Betriebsvermögen gleichbehandelt, d. h. 
durch den Vermögensübergang und den Wegfall der 
Anteile entstehende Gewinne und Verluste werden 
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im Ergebnis bei der Besteuerung berücksichtigt. Das 
galt im geltenden Recht schon für die Besteuerung 
eines Übernahmegewinns in diesen Fällen, da diese 
Anteile nach § 6 Abs. 3 UmwStG 1977 als mit den 
Anschaffungskosten eingelegt galten, wenn der Teil-
wert der Anteile höher war als die Anschaffungsko-
sten. Dagegen waren die Anteile mit dem Teilwert 
einzulegen, wenn dieser niedriger war als die 
Anschaffungskosten. Die Berücksichtigung eines sich 
dadurch ergebenden Verlustes im Sinne des § 17 
Abs. 4 EStG war jedoch nach § 6 Abs. 3 UmwStG 1977 
ausdrücklich ausgeschlossen. 

Nach Absatz 3 gelten die Anteile, die am steuerlichen 
Übertragungsstichtag Betriebsvermögen des Gesell-
schafters der übernehmenden Personengesellschaft 
waren, grundsätzlich als mit dem Buchwert in das 
Betriebsvermögen der Personengesellschaft über-
führt. 

Die Besteuerung der offenen und der s tillen Reserven 
kann insgesamt dadurch umgangen werden, daß die 
Anteile an  der übertragenden Körperschaft unmittel-
bar vor der Verschmelzung auf die Personengesell-
schaft mit dem Teilwert (§ 6 EStG) in ein Betriebsver-
mögen eingelegt werden. Zur Vermeidung dieser 
Umgehungsmöglichkeit enthält Absatz 3 eine Miß-
brauchsvorschrift. Danach gelten Anteile, die inner-
halb der letzten fünf Jahre vor dem steuerlichen 
Übertragungsstichtag in ein Betriebsvermögen des 
Anteilseigners oder in das Betriebsvermögen der 
übernehmenden Personengesellschaft eingelegt wor-
den sind, als mit den Anschaffungskosten eingelegt. 

Absatz 4 stellt klar, daß einbringungsgeborene 
Anteile im Sinne des § 21 UmwStG am steuerlichen 
Übertragungsstichtag mit den Anschaffungskosten in 
das Betriebsvermögen der Personengesellschaft ein-
gelegt werden. Dadurch ergibt sich beim Anteilseig-
ner keine Besteuerung nach § 21 UmwStG, sondern 
bei der Personengesellschaft ein entsprechend höhe-
rer Übernahmegewinn. 

Anteile an der übertragenden Kapitalgesellschaft, die 
nicht zu einem Betriebsvermögen gehören und nicht 
die Voraussetzungen des § 17 erfüllen, werden — im 
Gegensatz zum geltenden Recht (§ 6 Abs. 3 UmwStG 
1977) — nicht in das Betriebsvermögen der Personen-
gesellschaft eingelegt. Die Besteuerung dieser An-
teilseigner richtet sich für die offenen Rese rven nach 
§ 6 oder § 10 UmwStG, während die sti llen Reserven 
von den Anteilseignern (Mitunternehmern) erst dann 
zu versteuern sind, wenn sie bei der übernehmenden 
Personengesellschaft aufgelöst werden. Auf die Aus-
führungen zu den §§ 7 und 10 UmwStG wird hinge-
wiesen. 

Zu § 6 — Gewinnerhöhung durch Vereinigung von 
Forderungen und Verbindlichkeiten 

§ 6 übernimmt die bisherigen Regelungen des § 8 
UmwStG 1977 zur steuerlichen Behandlung der 
Gewinnerhöhung durch Vereinigung von Forderun-
gen und Verbindlichkeiten. 

Zu § 7 — Ermittlung der Einkünfte der nicht 
wesentlich beteiligten Anteilseigner 

Die Vorschrift betrifft die nicht wesentlich beteiligten, 
unbeschränkt steuerpflichtigen natürlichen Personen 
und Körperschaften, ausgenommen die steuerbefrei-
ten Körperschaften. 

Die Vorschrift des § 7 UmwStG steht in engem 
Zusammenhang mit dem körperschaftsteuerlichen 
Anrechnungsverfahren. Die Körperschaftsteuer-An-
rechnung soll auch in diesem Fa ll  gewährt werden. 
Aus Vereinfachungsgründen werden dem Gesell-
schafter der übernehmenden Personengesellschaft 
das auf seine Anteile entfallende verwendbare Eigen-
kapital und die anrechenbare Körperschaftsteuer als 
Einkünfte aus Kapitalvermögen zugerechnet. Es han-
delt sich im Ergebnis um die gleiche Regelung, die 
§ 20 Abs. 1 Nr. 1 und 2 EStG für die Fälle der 
Liquidation einer Kapitalgesellschaft enthält. Sie 
bewirkt in Verbindung mit der Anrechnung der antei-
ligen Körperschaftsteuer der übertragenden Kapital-
gesellschaft, daß diese Steuer durch die Einkommen-  
bzw. Körperschaftsteuer des nicht wesentlich beteilig-
ten Anteilseigners ersetzt wird. Der Wortlaut des § 6 
UmwStG ist identisch mit dem des § 9 UmwStG 1977. 
Gleichwohl ergibt sich für die be troffenen Anteilseig-
ner wegen der Buchwertfortführung ein anderes 
Ergebnis. 

Nach geltendem Recht hat der betroffene Anteilseig-
ner die offenen sowie die stillen Rese rven sofort zu 
versteuern. Der Grundsatz der Buchwertfortführung 
(vgl. § 3 UmwStG) führt demgegenüber im neuen 
Recht dazu, daß dem Anteilseigner im Zeitpunkt des 
Vermögensübergangs nur die offenen Rese rven und 
die anzurechnende Körperschaftsteuer als Einkünfte 
zugerechnet werden. Die sti llen Reserven hat er als 
Mitunternehmer erst zu versteuern, wenn sie bei der 
übernehmenden Personengesellschaft aufgelöst wer-
den. 

Zu § 8 — Vermögensübergang auf eine 
Personengesellschaft ohne 
Betriebsvermögen 

Durch die Vorschrift des § 7 UmwStG werden die 
steuerlichen Rechtsfolgen des Vermögensübergangs 
geregelt, bei dem das übergehende Vermögen der 
übertragenden Kapitalgesellschaft nicht Betriebsver-
mögen der übernehmenden Personengesellschaft 
wird. Es handelt sich dabei um die Verschmelzung 
einer vermögensverwaltenden Kapitalgesellschaft 
auf eine Personengesellschaft, die ebenfalls keinen 
Gewerbebetrieb unterhält. 

Wegen der Wertansätze in der steuerlichen Schluß-
bilanz der übertragenden Körperschaft, vgl. § 3 
UmwStG. 

Die infolge des Vermögensübergangs entstehenden 
Einkünfte sind bei den Gesellschaftern der Personen-
gesellschaft zu ermitteln. Bei diesen können sich die 
folgenden Einkünfte ergeben: 
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— Betriebliche Einkünfte, wenn die Anteile an der 
übertragenden Kapitalgesellschaft zu einem Be-
triebsvermögen des Gesellschafters gehören, 

— Einkünfte im Sinne des § 17 EStG, 

— Einkünfte im Sinne des § 7 UmwStG, 

— Abgeltung der Einkommen-/Körperschaftsteuer 
durch den Steuerabzug, wenn die Voraussetzun-
gen des § 10 UmwStG erfüllt sind. 

Absatz 2 sieht — wie im geltenden Recht — vor, daß 
einem Gesellschafter der übernehmenden Personen-
gesellschaft, der wesentlich an der übertragenden 
Kapitalgesellschaft beteiligt war (§ 17 EStG), weder 
der in § 17 Abs. 3 EStG vorgesehene Freibetrag noch 
der ermäßigte Steuersatz des § 34 EStG gewährt wird. 
Ferner soll die Vorschrift des § 22 Nr. 2 EStG nicht 
anwendbar sein. Die Erhöhung eines Veräußerungs-
gewinns bzw. die Verringerung des Veräußerungs-
verlustes im Sinne des § 17 Abs. 4 EStG um die 
anzurechnende Körperschaftsteuer entspricht den a ll

-gemeinen Grundsätzen des Anrechnungsverfah-
rens. 

Zu § 9 — Sinngemäße Anwendung von Vorschriften 
beim Vermögensübergang auf eine 
natürliche Person 

Für den Vermögensübergang auf eine natürliche 
Person bestimmt § 9 UmwStG — wie im geltenden 
Recht —, daß die Vorschriften sinngemäß anzuwen-
den sind, die für den Vermögensübergang auf eine 
Personengesellschaft gelten. 

Dem Aufbau des ersten Abschnitts folgend, wird auch 
in § 9 UmwStG zwischen dem Übergang des Vermö-
gens in das Betriebsvermögen (Absatz 1) und dem 
Übergang in das Privatvermögen (Absatz 2) unter-
schieden. 

Zu § 10 — Körperschaftsteueranrechnung 

§ 10 Abs. 1 UmwStG bestimmt, daß die auf dem 
verwendbaren Eigenkapital der übertragenden Kör-
perschaft lastende Körperschaftsteuer bei den Gesell-
schaftern der übernehmenden Personengesellschaft 
oder bei der übernehmenden natürlichen Person 
angerechnet wird. 

Auf die Herstellung der Ausschüttungsbelastung, die 
§ 27 KStG für Gewinnausschüttungen normalerweise 
vorsieht, wird aus Vereinfachungsgründen verzich-
tet. 

§ 10 Abs. 2 UmwStG übernimmt die Vorschrift des 
bisherigen § 13 Abs. 1 UmwStG 1977. Die Vorschrift 
entspricht dem Grundsatz, daß die Anrechnung von 
Körperschaftsteuer nur erfolgen darf, wenn ohne 
diese Anrechnung die wirtschaft liche Doppelbela-
stung des an  die Anteilseigner ausgeschütteten 
Gewinns der Kapitalgesellschaft entstehen würde. 
Voraussetzung der Anrechnung ist daher, daß der 
Kapitalertrag, der infolge der Leistung der Körper-
schaft entsteht, bei den Anteilseignern der Körper-
schaft besteuert werden kann. Dementsprechend 

schließt § 51 KStG die Anrechnung für die Fälle aus, in 
denen Ausschüttungen oder sonstige Leistungen der 
Körperschaft bei den Anteilseignern nicht zu be-
steuern sind. Aus den gleichen Erwägungen muß die 
Anrechnung unterbleiben, wenn das Vermögen einer 
Körperschaft durch Verschmelzung auf eine Perso-
nengesellschaft oder auf eine natürliche Person über-
geht und die offenen Rese rven nicht besteuert werden 
können. 

Durch die Fortführung der Buchwerte der Wirtschafts-
güter des übertragenen Vermögens (§ 3 UmwStG) 
sind die stillen Reserven auch in den Fällen, in denen 
eine Körperschaftsteueranrechnung ausgeschlossen 
ist, von den Gesellschaftern der übernehmenden 
Personengesellschaft als Mitunternehmer erst in dem 
Zeitpunkt zu versteuern, in dem die Rese rven bei der 
Personengesellschaft realisiert werden. Die Vorschrift 
des § 13 Abs. 2 UmwStG 1977, die in den Fällen der 
Nichterfassung des Übernahmegewinns die Besteue-
rung der stillen Reserven durch die übertragende 
Körperschaft vorsah, konnte daher entfallen. 

Dritter Teil — Verschmelzung oder 
Vermögensübertragung 
(Vollübertragung) auf eine andere 
Körperschaft 

Zu § 11  — Auswirkungen auf den Gewinn der 
übertragenden Körperschaft 

Die Vorschrift des § 11 UmwStG ist neugefaßt worden, 
stimmt jedoch in ihren Grundaussagen mit § 14 
UmwStG 1977 überein. 

In Anlehnung an das Umwandlungsgesetz ist es der 
übertragenden Körperschaft nach Absatz 1 freige-
stellt, die übergegangenen Wirtschaftsgüter in der 
steuerlichen Schlußbilanz für das letzte Wirtschafts-
jahr mit den Buchwerten, einem Zwischenwert oder 
höchstens mit dem Teilwert anzusetzen. Das Wahl-
recht besteht jedoch nur insoweit, 

— als die spätere Besteuerung der in dem übergegan-
genen Vermögen enthaltenen sti llen Reserven bei 
der übernehmenden Körperschaft sichergestellt ist 
und 

— eine Gegenleistung nicht gewährt wird oder in 
Gesellschaftsrechten besteht. 

Die Anwendung dieser Vorschrift, die den steuerneu-
tralen Vermögensübergang von einer Körperschaft 
auf eine andere Körperschaft durch die Fortführung 
der Buchwerte der übergegangenen Wirtschaftsgüter 
ermöglicht, ist nicht mehr antragsgebunden. Wie in 
§ 3 UmwStG bei der Verschmelzung auf eine Perso-
nengesellschaft hat die übertragende Körperschaft 
die Wahl des Wertansatzes. Das Wahlrecht kann 
— wie im geltenden Recht der Antrag — für das 
übertragene Vermögen nur einheitlich ausgeübt wer-
den. Eine Beschränkung auf einzelne Wirtschaftsgü-
ter ist nicht zulässig. 

Die übernehmende Körperschaft ist auch hier an  die in 
der steuerlichen Schlußbilanz der übertragenden Kör-
perschaft angesetzten Werte gebunden. Nach § 12 
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Abs. 1 Satz 1 UmwStG gilt für die Übernahme der 
übergegangenen Wirtschaftsgüter durch die über-
nehmende Körperschaft § 4 Abs. 1 Satz 1 UmwStG 
entsprechend. 

Absatz 2 bestimmt, mit welchem Wert die übergegan-
genen Wirtschaftsgüter anzusetzen sind, wenn die 
Voraussetzungen des Absatzes 1 nicht vorliegen, z. B. 
im Fall  der Vermögensübertragung im Sinne des § 174 
Abs. 1 und 2 UmwG. In diesem Fall  sind — wie im 
geltenden Recht — die übergegangenen Wirtschafts-
güter mit dem Wert der für die Übertragung gewähl-
ten Gegenleistung anzusetzen. 

Wird eine Gegenleistung nicht gewährt, sind die 
Wirtschaftsgüter mit dem Teilwert anzusetzen. 

Zu § 12 — Auswirkungen auf den Gewinn der 
übernehmenden Körperschaft 

§ 12 UmwStG regelt die Auswirkungen auf den 
Gewinn der übernehmenden Körperschaft. 

Aus Absatz 1 Satz 1 geht — wie im geltenden Recht — 
hervor, daß die Verknüpfung zwischen den in der 
steuerlichen Schlußbilanz der übertragenden Körper-
schaft ausgewiesenen Werten und den Übernahme-
werten nach § 4 Abs. 1 Satz 1 UmwStG auch bei einer 
Körperschaft als Übernehmerin gilt. 

Absatz 1 Satz 2 spricht den Fall des Vermögensüber-
gangs von einer steuerfreien auf eine steuerpflichtige 
Körperschaft an. In diesem Fall  sind die übergegan-
genen Wirtschaftsgüter von der übernehmenden Kör-
perschaft ohne Rücksicht auf den Wertansatz in der 
Schlußbilanz der übertragenden Körperschaft mit 
dem Teilwert anzusetzen. Dadurch soll dem Rechts-
gedanken des § 13 KStG Rechnung ge tragen wer-
den. 

Durch die Regelung des Absatzes 2 soll — wie im 
geltenden Recht — vermieden werden, daß neben die 
Besteuerung des Gewinns der übertragenden Körper-
schaft die Besteuerung der in den untergehenden 
Anteilen an  dieser Körperschaft ruhenden s tillen 
Reserven tritt. Durch die Vorschrift des Absatzes 1 
Satz 2 erhöht sich die Bedeutung des Absatzes 2. Die 
stillen Reserven in den Anteilen an  der übertragenden 
Körperschaft sollen allerdings wie bisher besteuert 
werden, soweit die tatsächlichen Anschaffungskosten 
den Buchwert der Anteile übersteigen (Absatz 2 Satz 2 
bis 4). 

Absatz 3 Satz 1 entspricht hinsichtlich der Absetzun-
gen für Abnutzung sowie der erhöhten Absetzungen 
und ähnlicher Erleichterungen der Vorschrift des § 5 
Abs. 2 UmwStG. Die Vorschrift des § 15 Abs. 4 
UmwStG 1977 ist in Anlehnung an  § 4 Abs. 3 UmwStG 
gestrichen worden. 

Neu ist die Vorschrift des § 12 Abs. 3 Satz 2 UmwStG. 
Danach geht ein verbleibender Verlustabzug im 
Sinne des § 10d Abs. 3 Satz 2 EStG von der übertra-
genden Körperschaft auf die übernehmende Körper-
schaft über. Voraussetzung ist jedoch entsprechend 
der Vorschrift des § 8 Abs. 4 KStG, daß die übertra-
gende Körperschaft ihren Geschäftsbetrieb noch nicht 
eingestellt hatte. 

Absatz 4 bleibt gegenüber der bisherigen Fassung 
unverändert. 

Absatz 5 regelt den Fall des Vermögensübergangs 
von einer Kapitalgesellschaft auf eine nichtgliede-
rungspflichtige Körperschaft. Denkbar sind die fol-
genden Fälle: 

— Versicherungs-AG auf VVaG, 

— Versicherungs-AG auf öffentlich-rechtliches Ver-
sicherungsunternehmen. 

Ohne eine gesetzliche Regelung würde die Körper-
schaftsteuer der Kapitalgesellschaft defini tiv. Es 
könnte daran gedacht werden, diesen Fa ll  entspre-
chend dem Vermögensübergang von einer Körper-
schaft auf eine Personengesellschaft oder eine natür-
liche Person zu behandeln und die §§ 3 ff. UmwStG für 
sinngemäß anwendbar zu erklären. Die Regelung des 
Absatzes 5 sieht aus Vereinfachungsgründen vor, daß 
die übernehmende Körperschaft in Anlehnung an § 7 
UmwStG den auf sie entfallenden Teil des verwend-
baren Eigenkapitals — mit Ausnahme des EK 04 — 
und die entsprechende anzurechnende Körperschaft-
steuer zu versteuern hat. Wegen der bilanzsteuer-
rechtlichen Behandlung der Rückzahlung von Einla-
gen (EK 04) vgl. das BMF-Schreiben vom 9. Januar 
1987 — IV B 2 — S 2143 — 24/86. Die Anrechnung der 
Körperschaftsteuer soll sich nach § 10 UmwStG rich-
ten. Der Übergang eines verbleibenden Verlust-
abzugs im Sinne des § 10d Abs. 3 Satz 2 EStG kann in 
diesem Fall  aus den gleichen Gründen nicht zugelas-
sen werden, die für das Verbot des Verlustabzugs 
beim Vermögensübergang von einer Körperschaft auf 
eine Personengesellschaft oder eine natürliche Person 
maßgebend waren (§ 4 Abs. 2 UmwStG). 

Zu § 13 — Besteuerung der Gesellschafter der 
übertragenden Körperschaft 

§ 13 UmwStG übernimmt im wesentlichen die Vor-
schrift des § 16 UmwStG 1977. 

Nach Absatz 1 gelten im Fa lle der Verschmelzung von 
Körperschaften die Anteile an der übertragenden 
Kapitalgesellschaft, die zu einem Betriebsvermögen 
gehören, als zum Buchwert veräußert und die an  ihre 
Stelle tretenden Anteile als mit diesem Wert ange-
schafft. Es wird ausdrücklich klargestellt, daß diese 
Regelung für die Verschmelzung von Kapitalgesell-
schaften und der übrigen Körperschaften im Sinne des 
§ 1 Abs. 1 KStG gilt. 

Absatz 2 regelt die Behandlung der Anteile im Sinne 
des § 17 EStG im Fa lle der Verschmelzung. An die 
Stelle des Buchwerts treten hier die Anschaffungsko-
sten. Bei Anteilen im Sinne des § 17 EStG gelten die im 
Zuge der Verschmelzung gewährten Anteile eben-
falls als Anteile im Sinne des § 17 EStG, auch wenn die 
neuen Anteile die Voraussetzungen des § 17 EStG 
nicht erfüllen. Der neu angeführte Satz 3 regelt die 
Frage der Anschaffungskosten, wenn durch den Ver-
mögensübergang, gedacht ist hier an  den Fall  der 
Spaltung, Anteile im Sinne des § 17 neu entstehen. Als 
Anschaffungskosten für diese Anteile gilt der 
gemeine Wert am steuerlichen Übertragungsstichtag. 
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Dadurch soll klargestellt werden, daß die in der Zeit 
der „Nicht-Verstrickung" angesammelten stillen Re-
serven durch die Umwandlung nicht in die Besteue-
rung einbezogen werden. Der Besteuerung sollen nur 
die stillen Reserven unterliegen, die nach dem steuer-
lichen Übertragungsstichtag in den Anteilen entstan-
den sind. 

Besitzt im Falle der Verschmelzung der Anteilseigner 
einbringungsgeborene Anteile im Sinne des § 21 
UmwStG an der übertragenden Kapitalgesellschaft, 
so treten die erworbenen Anteile an die Stelle der 
hingegebenen Anteile. Die im Zuge der Verschmel-
zung gewährten Anteile gelten weiterhin als Anteile 
im Sinne des § 21 UmwStG. Die bisherigen Anschaf-
fungskosten gelten als Anschaffungskosten der neuen 
Anteile. 

Vierter Teil — Formwechsel einer 
Kapitalgesellschaft in eine 
Personengesellschaft 

Zu § 14 — Entsprechende Anwendung von 
Vorschriften, Eröffnungsbilanz 

An dem Formwechsel ist nur ein einziger Rechtsträger 
beteiligt. Die Umwandlung durch Formwechsel in 
einen Rechtsträger anderer Rechtsform hat identitäts-
wahrenden Charakter, vgl. die Begründung zu § 190 
UmwG. Der Formwechsel von Körperschaft in Körper-
schaft bedarf keiner steuerrechtlichen Regelung. 
Steuersubjekt bleibt der gleiche Rechtsträger. Es 
ändert sich nur die Rechtsform des Rechtsträgers. 
Insoweit folgt das Steuerrecht dem Handelsrecht. 

Das Steuerrecht kann dem Handelsrecht jedoch nicht 
folgen, soweit es um den Formwechsel einer Kapital-
gesellschaft in eine Personengesellschaft geht. Das 
Steuerrecht beurteilt Kapitalgesellschaften und die an 

 ihnen beteiligten Anteilseigner als selbständige 
Steuersubjekte. Kapitalgesellschaften unterliegen mit 
ihrem Einkommen der Körperschaftsteuer, die An-
teilseigner — soweit sie natürliche Personen sind — 
der  Einkommensteuer. Personengesellschaften sind 
dagegen mit ihrem Einkommen nicht selbst steuer-
pflichtig; ihr Gewinn wird unmittelbar den Gesell-
schaftern zugerechnet und bei ihnen der Einkommen-
steuer oder Körperschaftsteuer unterworfen. 

Diese unterschiedlichen Regelungen über die Be-
steuerung von Kapitalgesellschaften und Personenge-
sellschaften machen für den Formwechsel von Kapi-
talgesellschaften in Personengesellschaften geson-
derte steuerliche Vorschriften erforderlich. § 14 
UmwStG schreibt daher vor, daß im Falle des Form-
wechsels einer Kapitalgesellschaft in eine Personen-
gesellschaft die §§ 3 bis 7, 9 und 10 UmwStG (Vermö-
gensübergang von einer Kapitalgesellschaft auf eine 
Personengesellschaft) entsprechend anzuwenden 
sind. 

Da der Formwechsel handelsrechtlich als identitäts-
wahrende Umwandlung geregelt ist, wird handels-
rechtlich auf die Aufstellung einer Umwandlungsbi-
lanz verzichtet. Für steuerliche Zwecke kann jedoch 
auf die Aufstellung einer Übertragungsbilanz durch 

die Körperschaft und einer Eröffnungsbilanz durch die 
Personengesellschaft nicht verzichtet werden. § 14 
Satz 2 UmwStG schreibt daher vor, daß die Kapitalge-
sellschaft für steuerliche Zwecke auf den Zeitpunkt, in 
dem der Formwechsel wirksam wird, eine Übertra-
gungsbilanz, die Personengesellschaft eine Eröff-
nungsbilanz aufzustellen hat. 

Für den Formwechsel ist nach § 193 Abs. 1 UmwG ein 
Beschluß der Anteilseigner des formwechselnden 
Rechtsträgers (Umwandlungsbeschluß) erforderlich. 

Fünfter Teil — Aufspaltung, Abspaltung und 
Vermögensübertragung 
(Teilübertragung) 

Zu § 15 — Aufspaltung, Abspaltung und 
Teilübertragung auf eine andere 
Körperschaft 

Das Steuerrecht folgt der h andelsrechtlichen Rege-
lung betreffend die Spaltung von Körperschaften 
nicht uneingeschränkt. Es läßt die steuerneutrale 
Spaltung grundsätz lich zu. 

Für den Vermögensübergang durch Aufspaltung, 
Abspaltung und, soweit sie diesen Vorgängen ent-
spricht, Teilübertragung von einer Körperschaft auf 
eine andere Körperschaft gelten die §§ 11 bis 13 
UmwStG entsprechend (§ 15 Abs. 1 UmwStG). 

Für die Aufspaltung oder Abspaltung auf eine Perso-
nengesellschaft gelten die §§ 3 bis 7, 9 und 10 
UmwStG, vgl. § 16 UmwStG. 

Die steuerrechtlichen Regelungen sind jedoch an  eine 
Reihe von Voraussetzungen geknüpft, die handels-
rechtlich nicht bestehen: 

1. Die steuerneutrale Spaltung wird zugelassen, 
wenn auf eine Übernehmerin ein Teilbetrieb, ein 
Mitunternehmeranteil oder eine 100prozentige 
Beteiligung an einer Kapitalgesellschaft übergeht, 
vgl. § 15 Abs. 1 Satz 1 UmwStG. 

Die handelsrechtliche Regelung be treffend die 
Spaltung von Körperschaften führt im Ergebnis zu 
einem Wahlrecht des Rechtsträgers zwischen einer 
Veräußerung einzelner Wirtschaftsgüter durch 
Einzelrechtsnachfolge und einer Übertragung 
durch Sonderrechtsnachfolge (Spaltung). Der Un-
terschied liegt ausschließlich in den formalen Vor-
aussetzungen. 

Dagegen geht das Steuerrecht von dem Grundsatz 
aus, daß die stillen Rese rven beim Ausscheiden aus 
dem Betriebsvermögen eines Rechtsträgers bei 
dem zu erfassen sind, der sie erzielt hat. Die 
Veräußerung von Gegenständen des Betriebsver-
mögens führt daher grundsätzlich zur Aufdeckung 
der in den Gegenständen enthaltenen sti llen 
Reserven und damit zur Besteuerung. Würde das 
Steuerrecht dem Handelsrecht uneingeschränkt 
folgen, bestünde die Gefahr, daß in Zukunft „Ein-
zelveräußerungen im Wege der Einzelrechtsnach-
folge" mit der Folge der Besteuerung der in den 
einzelnen Wirtschaftsgütern enthaltenen stillen 
Reserven praktisch ausgeschlossen sind. 
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2. Im Fall der Abspaltung oder Teilübertragung muß 
das der übertragenden Körperschaft verbleibende 
Vermögen ebenfalls ein Teilbetrieb sein, vgl. § 15 
Abs. 1 Satz 2 UmwStG. 

3. Eine Mißbrauchsklausel enthält § 15 Abs. 3 Satz 1 
UmwStG. Danach sind Mitunternehmeranteile und 
100prozentige Beteiligungen nicht begünstigt, 
wenn sie innerhalb eines Zeitraums von fünf Jah-
ren vor der Spaltung durch Übertragung von Wirt

-schaftsgütern, die keinen Teilbetrieb darstellen, 
erworben oder aufgestockt worden sind. § 15 Abs. 3 
Satz 1 UmwStG bezieht sich sowohl auf die über-
gegangenen als auch auf die bei der übertragen-
den Kapitalgesellschaft verbleibenden Wi rt

-schaftsgüter. Dadurch sollen Umgehungsmöglich-
keiten der Vorschrift des § 15 Abs. 1 Satz 1 UmwStG 
vorgebeugt werden. 

4. Die Steuerneutralität bei der Aufspaltung, Abspal-
tung oder Teilübertragung wird auch dann nicht 
gewährt, wenn durch die Spaltung die Veräuße-
rung an außenstehende Personen vollzogen wird 
oder die Voraussetzungen für eine Veräußerung 
geschaffen werden, vgl. § 15 Abs. 3 Satz 2 und 3 
UmwStG. Gedacht ist hier an die Veräußerung der 
Anteile an den beteiligten Rechtsträgem. Die Ver-
äußerung eines Teilbetriebs, eines Mitunterneh-
meranteils oder einer 100prozentigen Beteiligung 
führt — ob vor oder nach der Spaltung — zur 
Aufdeckung und Versteuerung der stillen Reser-
ven. Diese Besteuerung soll durch die Veräuße-
rung der Anteile nicht umgangen werden können. 
Dies wäre durch die Veräußerung der Anteile 
möglich, wenn der Anteilseigner im Ausland sitzt 
bzw. steuerbefreit oder nicht steuerpflichtig ist. 
Diese Mißbrauchsregelung soll jedoch erst greifen, 
wenn innerhalb von fünf Jahren nach der Spaltung 
mehr als 10 vom Hundert der Anteile veräußert 
werden, bezogen auf die Anteile an der übertra-
genden Körperschaft vor der Spaltung. Durch diese 
10-Prozent-Regelung soll vermieden werden, daß 
z. B. bei Publikumsgesellschaften die Veräußerung 
eines einzigen Anteils innerhalb von fünf Jahren 
nach der Spaltung zum Verlust der steuerneutralen 
Spaltung nach § 15 UmwStG führt. 

Beispiele 

Sachverhalt 

Eine inländische GmbH M, deren alleinige Gesell-
schafterin die ausländische Holding H ist, be-
herrscht zwei inländische Tochtergesellschaften 
T 1 und T 2. Die Beteiligungen beider Gesellschaf-
ten sind gleich viel wert und enthalten erhebliche 
stille Reserven. M möchte die Anteile an  T 2 an  X 
(inländische Gesellschaft) veräußern. 

Beispiel 1 (Veräußerung durch Spaltung) 

Die Veräußerung der Beteiligung an T 2 durch M 
würde KSt und GewSt auslösen. Die Ausschüttung 
des Veräußerungserlöses an H würde zwar zu einer 
Minderung der KSt führen (36 vom Hundert). Die 
KSt würde jedoch defini tiv, da H nicht anrech-
nungsberechtigt ist. Dazu käme die Kapitalertrag-
steuer. 

Um diese Steuerbelastung zu vermeiden, wird 
folgender Weg über eine Spaltung gewählt: 

Vor der Spaltung wird die Beteiligung an M struk-
turiert, indem zuerst H an X die Hälfte seiner 
Beteiligung an M veräußert. Die Veräußerung der 
Beteiligung an  M durch H unterliegt aufgrund von 
DBA-Bestimmungen nicht der inländischen Be-
steuerung. 

Danach erfolgt die Spaltung von M (Trennung der 
Gesellschafter-Stämme H und X im Wege der 
Abspaltung). M bringt die Beteiligung an T 2 in die 
neu gegründete Y-GmbH gegen Gewährung von 
Gesellschaftsrechten ein. Anschließend tauscht M 
mit X die von der Y-GmbH erhaltenen Anteile 
gegen eigene Anteile und zieht die eigenen Anteile 
— ohne eine entsprechende Kapitalherabset-
zung — ein. 

Die steuerneutrale Spaltung ist zu versagen, da es 
sich hier um eine Veräußerung handelt. Die Son-
derregelung für die Trennung von Gesellschafter-
stämmen kommt nicht zur Anwendung, da die 
Beteiligungen an  der zu spaltenden Gesellschaft 
nicht fünf Jahre bestanden haben. 

Beispiel 2 (Vorbereitung für eine Veräußerung) 

Um die im Beispiel 1 geschilderte Steuerbelastung 
bei Veräußerung der Anteile an  T 2 durch M an X 
und Ausschüttung des Veräußerungserlöses an H 
zu vermeiden, wird folgender anderer Weg 
gewählt: 

Abspaltung der Beteiligung an  T 2 auf eine 
GmbH Y, so daß H nach der Abspaltung die Anteile 
an T 1 (über M) und die Anteile an  T 2 (über 
GmbH Y) besitzt. Danach veräußert H die Beteili-
gung an  der GmbH Y an  X. Der Veräußerungserlös 
unterliegt aufgrund von DBA-Bestimmungen nicht 
der Besteuerung. 

Die steuerneutrale Abspaltung ist zu versagen, 
wenn H die Beteiligung an der GmbH Y innerhalb 
von fünf Jahren nach der Spaltung verkauft. 

Beispiel 3 (Vorbereitung für eine Veräußerung) 

In Abwandlung des Sachverhalts der Beispiele 1 
und 2 kauft X von H die gesamte Beteiligung 
an  M, ist jedoch nur an  T 1 interessiert und 
möchte deshalb die Beteiligung von M an  T 2 ver-
äußern. 

Die Veräußerung der Beteiligung an T 2 durch M 
würde KSt und GewSt auslösen. Die KSt- und 
GewSt-Belastung läßt sich auch nicht durch die 
Ausschüttung an  X vermeiden, da ausschüttungs-
bedingte Teilwertabschreibungen nicht möglich 
sind (§ 50c EStG, § 8 Nr. 10 GewStG). 
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Um diese Steuerbelastung zu vermeiden, wird 
folgender Weg gewählt: 

Abspaltung der Beteiligung an T 2 auf eine 
GmbH Y, so daß X nach der Abspaltung die Anteile 
an T 1 (über M) und die Anteile an T 2 (über die 
GmbH Y) besitzt. Danach veräußert X die Beteili-
gung an  der GmbH Y an einen Dritten. Ein Veräu-
ßerungsgewinn fällt nicht an, da die Veräuße-
rungserlöse den Anschaffungskosten (Beteili-
gung M) entsprechen dürften. 

Auch hier ist die steuerneutrale Abspaltung zu 
versagen, wenn X die Beteiligung an  der GmbH Y 
innerhalb von fünf Jahren nach der Spaltung ver-
äußert. 

5. Bei der Trennung von Gesellschafterstämmen setzt 
die Anwendung des § 11 Abs. 1 UmwStG außerdem 
voraus, daß die Beteiligungen an  der übertragen-
den Körperschaft mindestens fünf Jahre bestanden 
haben. 

Wie in den Fällen der Verschmelzung von Körper-
schaften auf Körperschaften geht auch im Falle der 
Spaltung ein verbleibender Verlustabzug im Sinne 
des § 10 d Abs. 3 Satz 2 EStG anteilig auf die einzelnen 
übernehmenden Körperschaften über. Absatz 4 stellt 
klar, daß der verbleibende Verlustabzug grundsätz-
lich im Verhältnis der gemeinen Werte der überge-
henden Vermögensteile zu dem bei der übertragen-
den Körperschaft vor der Spaltung bestehenden Ver-
mögen aufzuteilen ist. Dieses Verhältnis der überge-
henden Vermögensteile zu dem bei der übertragen-
den Körperschaft vor der Spaltung bestehenden Ver-
mögen ergibt sich in der Regel aus den Angaben zum 
Umtauschverhältnis der Anteile im Spaltungs- und 
Übernahmevertrag oder im Spaltungsplan (§ 126 
Abs. 1 Nr. 3, § 136 UmwG). Die Ermittlung der 
gemeinen Werte der übergehenden Vermögensteile 
bzw. des vorhandenen Vermögens ist daher nur dann 
erforderlich, wenn der Spaltungs- und Übernahme-
vertrag oder der Spaltungsplan keine Angaben zum 
Umtauschverhältnis der Anteile enthält. 

Die Vorschrift des § 15 Abs. 2 UmwStG verlangt für 
steuerliche Zwecke, insbesondere für Zwecke der 
Gliederung, die Aufstellung einer Bilanz auf den 
steuerlichen Übertragungsstichtag (Spaltungsstich-
tag) durch die übertragende Körperschaft. Die Vor-
schrift hat nur für die Fälle Bedeutung, in denen der 
steuerliche Übertragungsstichtag mit dem Stichtag, 
auf den die übertragende Körperschaft regelmäßig 
Abschlüsse macht, nicht übereinstimmt. 

Nach § 17 UmwG, der nach § 125 UmwG auch für die 
Fälle der Spaltung gilt, ist der Anmeldung eine Bilanz 
des übertragenden Rechtsträgers beizufügen (Schluß-
bilanz), die auf einen höchstens acht Monate vor der 
Anmeldung liegenden Stichtag aufgestellt worden ist. 
Diese Schlußbilanz ist zwar keine Jahresbilanz, 
jedoch gelten für sie die Vorschriften über die Jahres-
bilanz und deren Prüfung entsprechend, mit Aus-
nahme der Bekanntmachung. Die h andelsrechtliche 
Rückwirkung von acht Monaten wird auch für die 
steuerrechtliche Behandlung übernommen (§ 2 Abs. 1 
UmwStG). In der Begründung zu § 17 UmwG ist 
darauf hingewiesen, daß es durch die Länge dieser 

Zeitspanne (acht Monate), die für alle Rechtsformen 
zwingend ist, möglich ist, die Bilanz des letzten 
Geschäftsjahres als Schlußbilanz zu verwenden. 
Daher dürfte die Regelung des § 15 Abs. 2 UmwStG 
nur in Einzelfällen Bedeutung erlangen. 

Die Frage der Aufteilung des verwendbaren Eigenka-
pitals wird in § 38 a KStG geregelt, vgl. Artikel 2 
Nr. 3. 

Zu § 16 — Aufspaltung oder Abspaltung auf eine 
Personengesellschaft 

Soweit das Vermögen einer Körperschaft durch Auf-
spaltung oder Abspaltung auf eine Personengesell-
schaft übergeht, gelten die §§ 3 bis 8 und 10 UmwStG 
entsprechend. Die in § 15 Abs. 1 bis 4 genannten 
Voraussetzungen sind auch in diesem Fa ll  zu beach-
ten. Die Anwendung des § 10 Abs. 1 UmwStG bezieht 
sich auf den Teil der Teilbeträge des verwendbaren 
Eigenkapitals, der dem Verhältnis entspricht, in dem 
das Vermögen auf eine Personengesellschaft über-
geht. Dadurch wird sichergestellt, daß die Offenen 
Reserven, die dem Teil des auf die Personengesell-
schaft übergehenden Vermögens entsprechen, ver-
steuert werden und die darauf lastende Körperschaft-
steuer zur Anrechnung kommt. 

Die Auswirkungen auf die Gliederung des verwend-
baren Eigenkapitals enthält § 38a Abs. 1 Satz 3 
KStG. 

Sechster Teil — Barabfindung des 
Minderheitsgesellschafters 

Zu § 17 — Anwendung des § 6 b des 
Einkommensteuergesetzes 

Die Vorschrift ist identisch mit § 17 UmwStG 1977. 
Danach werden den ausscheidenden Minderheitsge-
sellschaftern der übertragenden Körperschaft die 
Erleichterungen des § 6 b EStG auch in den Fällen 
gewährt, in denen einzelne Voraussetzungen dieser 
Vorschrift nicht vorliegen. 

Siebter Teil — Gewerbesteuer 

Zu § 18 — Gewerbesteuer bei Vermögensübergang 
auf eine Personengesellschaft oder auf 
eine natürliche Person 

In der Vorschrift des § 18 sind — wie im geltenden 
Recht — die gewerbesteuerlichen Auswirkungen des 
Vermögensübergangs auf eine Personengesellschaft 
oder auf eine natürliche Person geregelt. 
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Zu § 19 — Gewerbesteuer bei Vermögensübergang 
auf eine andere Körperschaft 

In der Vorschrift des § 19 sind — wie im geltenden 
Recht — die gewerbesteuerlichen Auswirkungen des 
Vermögensübergangs auf eine andere Körperschaft 
geregelt. 

Achter Teil — Einbringung eines Betriebs, 
Teilbetriebs oder 
Mitunternehmeranteils in eine 
Kapitalgesellschaft gegen 
Gewährung von 
Gesellschaftsanteilen 

Zu § 20 — Bewertung des eingebrachten 
Betriebsvermögens und der 
Gesellschaftsanteile 

Bereits nach geltendem Recht steuerneutral möglich 
sind 

a) die übertragende oder errichtende Umwandlung 
einer Personengesellschaft in eine Kapitalgesell-
schaft durch Einbringung im Wege der Gesamt-
rechtsnachfolge nach § 20 Abs. 7 UmwStG; 

b) die Einbringung einer Personengesellschaft in eine 
andere Personengesellschaft nach § 24 UmwStG; 

c) die Realteilung von Personengesellschaften. 

Die handelsrechtlich erstmals allgemein geregelte 
und unter Auflösung ohne Abwicklung mögliche 
Spaltung einer Personengesellschaft durch Übertra-
gung ihrer Vermögensanteile auf Kapitalgesellschaf-
ten im Wege der Sonderrechtsnachfolge (teilweise 
Gesamtrechtsnachfolge) ist steuerneutral bereits im 
Wege der Sacheinlage nach § 20 UmwStG möglich. 
Bringt z. B. bei einer Personengesellschaft mit zwei 
Teilbetrieben Gesellschafter A Teilbetrieb 1 im Wege 
der Sachgründung in die Kapitalgesellschaft 1 und 
Gesellschafter B Teilbetrieb 2 im Wege der Sachgrün-
dung in die Kapitalgesellschaft 2 ein, so geht die 
Personengesellschaft im Wege der Aufspaltung zur 
Neugründung unter, da als Einbringende im Sinne der 
§§ 20 ff.  UmwStG nach ganz herrschender Meinung 
die Gesellschafter der Personengesellschaft anzuse-
hen sind, deren Betriebsvermögen eingebracht wird. 
Die von den Kapitalgesellschaften zu gewährenden 
einbringungsgeborenen Anteile (§ 21 UmwStG) ste-
hen daher auch den Gesellschaftern zu. 

Die vorstehenden Ausführungen gelten entsprechend 
bei der Aufspaltung zur Aufnahme, d. h. bei der 
Sacheinlage des Betriebsvermögens der Personenge-
sellschaft in bereits bestehende Kapitalgesellschaf-
ten; auch hier geht die Personengesellschaft nach der 
Einbringung unter. 

Die handelsrechtlich erstmals allgemein geregelte 
und unter Auflösung ohne Abwicklung mögliche 
Spaltung einer Personenhandelsgesellschaft durch 
Übertragung ihrer Vermögensanteile auf andere Per-
sonenhandelsgesellschaften ist steuerneutral bereits 
im Wege der Sacheinlage nach § 24 UmwStG mög-
lich. 

Die Neufassung des Umwandlungsgesetzes macht 
eine Neufassung des § 20 Abs. 7 UmwStG erforderlich. 
Diese Neufassung enthält die beg riffliche Anpassung 
an die neuen handelsrechtlichen Vorschriften zur 
Verschmelzung, zur Aufspaltung, zur Abspaltung und 
zur Ausgliederung sowie mit der Verwendung des 
Begriffs „steuerlicher Übertragungsstichtag" eine 
Anpassung an  die Formulierung in dem neuen § 2 des 
Umwandlungssteuergesetzes. Weiter wird die Frist 
für die Rückbeziehung der Einbringung den handels-
rechtlichen Vorschriften angepaßt und von sechs auf 
acht Monate erweitert. Die Möglichkeit einer Rückbe-
ziehung der Einbringung wird auch auf solche Ein-
bringungstatbestände ausgedehnt, die nicht auf han-
delsrechtlichen Vorschriften beruhen. 

Zu § 21 — Veräußerung der Gesellschaftsanteile 

§ 21 übernimmt die bisherige Regelung des § 21 
UmwStG 1977 unverändert. 

Zu § 22 — Einlage der Gesellschaftsanteile in ein 
Betriebsvermögen 

§ 22 übernimmt die bisherige Regelung des § 22 
UmwStG 1977 unverände rt. 

Zu § 23 — Sonstige Auswirkungen der Sacheinlage 

Die Änderungen in den Absätzen 1, 2 und 4 enthalten 
rein reaktionelle Anpassungen an  die geänderte Para-
graphenfolge im zweiten bis siebten Teil des Geset-
zes. 

Zur Frage der Bemessung der weiteren Absetzungen 
für Abnutzung sieht der Gesetzentwurf in den Fällen 
des § 4 Abs. 3 und 6 sowie des § 12 Abs. 3 UmwStG 
einen uneingeschränkten Eintritt in die Rechtsstel-
lung des Rechtsvorgängers vor. So tritt nach § 4 Abs. 2 
UmwStG die übernehmende Personengesellschaft 
hinsichtlich der Absetzungen für Abnutzung sowie 
der erhöhten Absetzungen und ähnlicher Erleichte-
rungen in die Rechtsstellung der übertragenden Kör-
perschaft ein. Das gilt auch dann, wenn die überge-
gangenen Wirtschaftsgüter nach § 4 Abs. 1 UmwStG 
mit einem über dem Buchwert liegenden Wert (Zwi-
schenwert oder Teilwert) angesetzt sind. 

Zu diesen Regelungen im zweiten und dritten Teil des 
Gesetzentwurfs, die vor dem Hintergrund der Einbrin-
gung durch Gesamtrechtsnachfolge zu sehen sind, 
paßt eine Fiktion der Anschaffung, wie sie bisher in 
Absatz 3 der Vorschrift vorgesehen ist, nicht. Es 
besteht insofern ein Widerspruch zu der bisherigen 
Fassung des § 23 UmwStG, wonach lediglich in den 
Fällen der Buchwertfortführung und bei Ansatz eines 
Zwischenwertes ein Eintritt in die Rechtsstellung des 
Rechtsvorgängers vorgesehen ist (§ 23 Abs. 1 und 2 
UmwStG), bei Ansatz des Teilwerts aber eine 
Anschaffung fingiert wird (§ 23 Abs. 3 UmwStG). Die 
Neufassung des § 23 Abs. 3 UmwStG sieht daher vor, 
daß es in den Fällen der Einbringung zu Teilwerten im 
Wege der Einzelrechtsnachfolge bei der Fiktion der 
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Anschaffung verbleibt, da hier die Behandlung als 
Veräußerung nicht versagt werden kann. In den 
Fällen der Einbringung zu Teilwerten im Wege der 
Gesamtrechtsnachfolge ist dagegen nunmehr ein Ein-
tritt in die Rechtsstellung des Rechtsvorgängers vor-
gesehen. 

Neunter Teil — Einbringung eines Betriebs, 
Teilbetriebs oder 
Mitunternehmeranteils in eine 
Personengesellschaft 

Zu § 24 —Einbringung eines Betriebs, Teilbetriebs 
oder Mitunternehmeranteils in eine 
Personengesellschaft 

§ 24 übernimmt die bisherige Regelung des § 24 
UmwStG 1977 unverändert . 

Zehnter Teil — Formwechsel einer 
Personenhandelsgesellschaft in 
eine Kapitalgesellschaft 

Zu § 25 — Entsprechende Anwendung des achten 
Teils 

Bei der im Handelsrecht jetzt neu eingeführten 
Umwandlung einer Personenhandelsgesellschaft in 
eine Kapitalgesellschaft durch Wechsel der Rechts-
form bleibt die Identität des Rechtsträgers erhalten. 
Dagegen ist steuerlich von einem Rechtsträgerwech-
sel auszugehen (vgl. auch § 14 des Gesetzentwurfs). 

Die Fälle der formwechselnden Umwandlung einer 
Personenhandelsgesellschaft in eine Kapitalgesell-
schaft müssen daher — wie auch der Formwechsel 
einer Kapitalgesellschaft in eine Personengesell-
schaft — eigenständig und wie eine übertragende 
Umwandlung geregelt werden. Im Ergebnis soll wie 
beim Formwechsel einer Kapitalgesellschaft in eine 
Personengesellschaft auch im umgekehrten Fa ll  des 
Formwechsels einer Personenhandelsgesellschaft in 
eine Kapitalgesellschaft steuerlich eine Übertragung 
des Betriebsvermögens zu Buchwerten, Zwischen-
werten oder Teilwerten möglich sein. 

Elfter Teil — Verhinderung von Mißbräuchen 

Zu § 26 — Wegfall von Steuererleichterungen 

§ 26 enthält im wesentlichen die Regelungen des 
bisherigen § 25. Er berücksichtigt gleichzeitig den 
Wegfall des bisherigen § 7, die Änderungen im § 18 
und die Überführung der Regelungen des bisherigen 
§ 8 in den neuen § 6. 

Zwölfter Teil — Übergangs- und 
Schlußvorschriften 

Zu § 27 — Anwendungsvorschriften 

§ 27 bestimmt, wann das neue Umwandlungssteuer-
gesetz erstmals und das bisherige Umwandlungssteu-
ergesetz letztmals anzuwenden sind. 

Zu Artikel 2 — Änderung des 
Körperschaftsteuergesetzes 

Allgemeines 

Die neue Fassung des Umwandlungssteuergesetzes 
macht auch eine Änderung der Vorschriften des 
Körperschaftsteuergesetzes erforderlich, die die Glie-
derung des verwendbaren Eigenkapitals (vEK) betref-
fen. 

Zu Nummer 1 — § 30 Abs. 3 KStG (Erstmalige 
Gliederung) 

Es handelt sich um eine redaktionelle Änderung. 

Zu Nummer 2 — § 38 KStG (Gliederung des vEK 
bei Verschmelzung) 

Die Vorschrift des § 38 KStG gilt nur für die Gliede-
rung des vEK bei der Verschmelzung von Körper-
schaften. Die Gliederung des vEK bei der Spaltung 
von Körperschaften, wenn Übernehmerin ebenfalls 
eine gliederungspflichtige Körperschaft ist, regelt der 
neu eingefügte § 38 a KStG, die Gliederung des vEK in 
Sonderfällen des Vermögensübergangs § 38b KStG 
(vgl. zu Nummer 3). 

Die Auswirkungen der Verschmelzung auf die Glie-
derung des vEK und des Sonderausweises im Sinne 
des § 47 Abs. 1 Nr. 2 KStG sind in drei — getrennt 
vorzunehmende — Schritten zu ermitteln. 

Erster Schritt 

Addition der Teilbeträge des vEK und eventueller 
Sonderausweise im Sinne des § 47 Abs. 1 Nr. 2 
KStG 

Addition der Teilbeträge des vEK einschließlich evtl. 
vorhandener Sonderausweise im Sinne des § 47 Abs. 1 
Nr. 2 KStG der übertragenden Kapitalgesellschaft 
bzw. -gesellschaften und der übernehmenden Kapi-
talgesellschaft. 

Zweiter Schritt 

Angleichung der Nennkapitalsphäre 

Die Summe der ursprünglichen Nennkapitalbeträge 
der an  der Verschmelzung beteiligten Kapitalgesell

-

schaften ist mit dem tatsächlich festgesetzten Nenn- 
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kapital der übernehmenden Kapitalgesellschaft nach 
der Verschmelzung zu vergleichen. Bei der Ver-
schmelzung durch Aufnahme sind nur die Nennkapi-
talbeträge der übernehmenden Kapitalgesellschaft 
vor und nach der Verschmelzung zu vergleichen. 

Behandlung eines Differenzbetrages 

Ist das Nennkapital nach der Verschmelzung höher 
als die entsprechenden Nennkapitalbeträge vor dem 
Vermögensübergang, führt dieser Mehrbetrag zu 
einer Erhöhung des Sonderausweises im Sinne des 
§ 47 Abs. 1 Nr. 2 KStG (Kapitalerhöhung). 

Davon ausgenommen ist jedoch eine evtl. bare Zuzah-
lung oder Sacheinlage der Gesellschafter im Rahmen 
der Verschmelzung, die nach dem Umwandlungsge-
setz zulässig ist. 

Ist das Nennkapital nach der Verschmelzung geringer 
als die entsprechenden Nennkapitalbeträge vor dem 
Vermögensübergang, verringert dieser Minderbetrag 
einen Sonderausweis im Sinne des § 47 Abs. 1 Nr. 2 
KStG bis auf 0 DM (Kapitalherabsetzung). Ein darüber 
hinausgehender Minderbetrag ist dem Teilbetrag 
EK 04 zuzurechnen. Diese Zurechnung erfolgt aber 
nicht als Bestandteil des zweiten Rechenschrittes, 
sondern wird in dem dritten Rechenschritt, der der 
Anpassung der Gliederungsrechnung an  die Steuer-
bilanz dient und der diese Anpassung bei dem Teil-
betrag EK 04 vornimmt, saldiert. 

Dritter Schritt 

Angleichung der Rücklagensphäre 

Rücklagen lt. Steuerbilanz der übernehmenden Kapi-
talgesellschaft nach der Verschmelzung 

abzüglich Summe der Teilbeträge des vEK lt. Gliede-
rungsrechnung der übernehmenden Kapitalgesell-
schaft nach der Verschmelzung, vermindert um die 
Nennkapitalbeträge, die nach § 29 Abs. 3 KStG zum 
vEK gehören 

= Differenzbetrag 

Soweit dieser Differenzbe trag auf den Wegfall von 
Anteilen oder auf anderen mit dem Vermögensüber-
gang zusammenhängenden Gründen beruht, ist er bei 
dem Teilbetrag EK 04 zu erfassen. 

Zu Nummer 3 — § 38a KStG (Gliederung des vEK 
bei Aufspaltung oder Abspaltung) 

§ 38 a KStG regelt die Aufteilung des vEK in den Fä llen 
der Aufspaltung oder Abspaltung einer gliederungs-
pflichtigen Körperschaft auf eine oder mehrere glie-
derungspflichtige Körperschaften. Das vEK der über-
tragenden Körperschaft ist danach grundsätzlich im 
Verhältnis der gemeinen Werte der übergehenden 
Vermögensteile zu dem bei der übertragenden Kör-
perschaft vor der Spaltung bestehenden Vermögen 

aufzuteilen. Dieses Verhältnis der übergehenden Ver-
mögensteile zu dem bei der übertragenden Körper-
schaft vor der Spaltung bestehenden Vermögen ergibt 
sich in der Regel aus den Angaben zum Umtauschver-
hältnis der Anteile im Spaltungs- und Übernahmever-
trag oder im Spaltungsplan (§ 126 Abs. 1 Nr. 3, § 136 
UmwG). Die Ermittlung der gemeinen Werte der 
übergehenden Vermögensteile bzw. des verwendba-
ren Vermögens ist daher nur dann erforderlich, wenn 
der Spaltungs- und Übernahmevertrag oder der Spal-
tungsplan keine Angaben zum Umtauschverhältnis 
der Anteile enthält. 

Die Auswirkungen der Spaltung auf die Gliederung 
des vEK und des Sonderausweises im Sinne des § 47 
Abs. 1 Nr. 2 KStG sind — wie bei der Verschmel-
zung — in drei Schritten zu ermitteln. Vergleiche 
§ 

 
38a Abs. 2 UmwStG, der auf die sinngemäße 

Anwendung des § 38 Abs. 1 Satz 2 bis 4 hinweist. 

Erster Schritt 

Aufteilung der Teilbeträge des vEK und eventueller 
Sonderausweise im Sinne des § 47 Abs. 1 Nr. 2 
KStG 

Aufteilung des vorhandenen vEK einschließlich eines 
Sonderausweises im Sinne des § 47 Abs. 1 Nr. 2 KStG 
der übertragenden Kapitalgesellschaft nach dem in 
§ 38 a Abs. 1 KStG festgelegten Aufteilungsschlüssel. 

Zweiter Schritt 

Angleichung der Nennkapitalsphäre 

Das Nennkapital jeder Kapitalgesellschaft nach der 
Spaltung ist mit dem auf sie entfallenden Anteil am 
Nennkapital der übertragenden Kapitalgesellschaft 
vor der Spaltung zu vergleichen. Für die Zuordnung 
des Nennkapitals vor der Spaltung gelten die Grund-
sätze des § 38 Abs. 1 entsprechend. 

Behandlung eines Differenzbetrages 

Ist das Nennkapital nach der Spaltung höher als der 
auf die Kapitalgesellschaft entfallende Anteil am 
Nennkapital der übertragenden Kapitalgesellschaft 
vor dem Vermögensübergang, führt dieser Mehrbe-
trag zu einer Erhöhung des Sonderausweises im Sinne 
des § 47 Abs. 1 Nr. 2 KStG (Kapitalerhöhung). 

Davon ausgenommen ist jedoch eine evtl. bare Zuzah-
lung oder Sacheinlage der Gesellschafter im Rahmen 
der Spaltung, die nach dem Umwandlungsgesetz 
zulässig ist. 

Ist das Nennkapital nach der Spaltung geringer als der 
Anteil am Nennkapital der übertragenden Kapitalge-
sellschaft vor dem Vermögensübergang, verringert 
dieser Minderbetrag einen Sonderausweis im Sinne 
des § 47 Abs. 1 Nr. 2 KStG bis auf 0 DM (Kapitalher-
absetzung). Ein darüber hinausgehender Minderbe-
trag ist dem Teilbetrag EK 04 zuzurechnen. Wie bei der 
Verschmelzung erfolgt die Anpassung des Teilbetra-
ges EK 04 jedoch saldiert erst im dritten Schritt. 
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Dritter Schritt 

Angleichung der Rücklagensphäre 

Rücklagen lt. Steuerbilanz der an der Spaltung betei-
ligten Gesellschaften nach der Spaltung 

abzüglich Summe der Teilbeträge des vEK lt. Gliede-
rungsrechnung der an  der Spaltung beteiligten 
Gesellschaften nach der Spaltung, vermindert um die 
Nennkapitalbeträge, die nach § 29 Abs. 3 KStG zum 
vEK g 

= Differenzbetrag 

Soweit dieser Differenzbetrag auf den Wegfall von 
Anteilen oder auf anderen mit dem Vermögensüber-
gang zusammenhängenden Gründen beruht, ist er bei 
dem Teilbetrag EK 04 zu erfassen. 

Zu Nummer 3 — § 38 b KStG (Gliederung des vEK 
in Sonderfällen des 
Vermögensübergangs) 

§ 38 b KStG regelt die Gliederung des vEK in den 
Fällen des Vermögensübergangs durch Verschmel

-

zung, Aufspaltung oder Abspaltung sowie Vermö

-

gensübertragung von einer nicht gliederungspflichti-
gen auf eine gliederungspflichtige Körperschaft. Wie 
in den Fällen des § 30 Abs. 3 KStG ist das entstehende 
vEK dem Teilbetrag des § 30 Abs. 2 Nr. 4 KStG (EK 04) 
zuzuordnen. Während der Vermögensübergang 
durch Verschmelzung, Aufspaltung oder Abspaltung 
sowie Vermögensübertragung auf eine neu entste-
hende Körperschaft unter § 30 Abs. 3 KStG fällt, regelt 
die Vorschrift des § 38 b KStG die Gliederung des vEK 
bei Vermögensübergang auf eine bestehende, gliede-
rungspflichtige Körperschaft. 

Zu Nummer 4 — § 54 KStG (Anwendung) 

Der neue Absatz 12 regelt die erstmalige Anwendung 
der Änderungen des Körperschaftsteuergesetzes. 

Zu Artikel 3 — Inkrafttreten 

Die Vorschrift regelt das Inkrafttreten des Gesetzes 
und das Außerkrafttreten des bisherigen UmwStG. 

 


